Projekt Zweitageszeitung zur Verbreitung unterdrückter Nachrichten 



Aktionen gegen den Besuch des Weltbankpräsidenten in Wien 

Demonstrantlnnen gingen die Wände hoch 


Weltbankpräsident Conable konnte sich in Wien 
die Unterstützung der österreichischen Regie¬ 
rung für die massenmörderische Tätigkeit der 
Weltbank sichern. Ginge es nach Finanzminister 
Lacina, so sollten österreichische Firmen am 
Tod hunderttausender Menschen in aller Welt in 
Zukunft verstärkt verdienen. 


Doch ganz ohne Begleitmusik konnte der 
Besuch des ehernaligen US-Offiziers nicht über 
die Bühne gehen. Etwa 500 Personen versam¬ 
melten sich Freitag( 19. Mai) nachmittags vor der 
Nationalbank in Wien, um ihren Unmut über die 
Politik der Weltbank im allgemeinen, die öster¬ 
reichische Unterstützung der Weltbank im Be¬ 
sonderen zu protestieren. 


Außerdem in diesem 
TATblatt: 


Wien: 

Neuerlich 

Wehrdienstverweigerer in 
Haft 

Kärnten/Koroska: 

Proteste gegen Haider 

Wien: 

Widerstand gegen 
Absiedelungspolitik an der 
Liesing 

Holland: 

Aktionen gegen Shell 

Ungarn/CSSR: 

Was kommt nach Nagymaros j 

BRD: 

Neues von Ingrid Strobl 

Ab sofort regelmäßig: 

Die neuesten Meßergebnisse 
der 

Gamma-Strahienmeßsteiie 


u.v.a. 


Ob) 

..."Erfahrungen".., 

..vcranlaßten mehrere zivile Polizeibe¬ 
amte, den Demonstralionsbus zu 
durchsuchen. Ziel polizeilicher Be¬ 
gierde, so stellte sich heraus, war ein 


platz zwar nicht benötigt, doch das 
Vorgehen der Polizei stellt dennoch 
einen schwerwiegenden Eingriff in das 
Demonstralionsreehl dar. Sollte das 
Beispiel Schule machen, wäre der 
Betrieb einer Laulspreeheranlage bei 
längeren Demonstrationen nicht mehr 
möglich. 



mit Diesel angefüllter Kanister, dessen 
Inhalt dem Betrieb der Lautsprechcr- 
anlage dienen sollte. Der Kanister 
wurde beschlagnahmt. 

Befremdend dabei: der Kanisterinhall 
wurde auf der kurzen Strecke zwi¬ 
schen Nationalbank und Stephans¬ 


..die Ruhe weg... 

hatten die Demonstratiortsteilnehme- 
rlnnen dennoch. Trotz ständiger Pro¬ 
vokationen seitens der Polizei, die ver¬ 
einzelt mit Schlägen gegen Demon- 

bitte umblättern... 
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Aktionen gegen den Weitbankpräsidenten 

(Fortsetzung von Seite 1) 

strantlnnen vorging, kam cs zu keinen ihren gerade in Wien verweilenden ßenpassantlrtrien jedenfalls galt den 

nennenswerten Zwischenfällen. Ner- Präsidenten. Eine Gruppe von Aktivi- Transparente spannenden AktivistIn- 

vosität brach lediglich aus, als der De- stlnnen entrollte am Heinrichshof ge- nen und deren sportlicher Leistung, 

monstrationszug vor dem Landesge- genüber der Oper ein Transparent mit Im Verlauf des sich kundgebungsartig 

rieht zum Halten kam, um den kürzlich obiger Aufschrift, Geschickt in Seilen entwickelnden Menschenauflaufs 

verhafteten rotalverweigcrer Christof vom Dach des Gebäudes herabhän- wurden mindestens 6 Personen, dar- 

Kurzmann lautstark zu grüßen, und als gende Menschen hinderten die Polizei unter auch die Häuserwandkraxlcr, 

eine Gruppe von Panzerknackern ver- fast zwei Stunden lang daran, das von der Polizei festgenommen. Vier 

suchte, die Zentrale der CA in die Luft Transparent zu entfernen. Und mitten der Festgenommenen sind jetzt, bei 

zu sprengen. Trotz beherztem Eingrei- im allabendlichen Verkehrschaos trug Layot-Ende (Samstag 16 Uhr) bereits 

fen der Polizei konnte das Schlimm- ein Riesenaufgebot an, abermals be- wieder auf Freiem Fuß. 

ste, nämlich die Detonation eines helmter und mit Schildern und Schlag- 

Knallkörpers, nicht verhindert stocken bewaffneter Polizei zur Ver- 

werden. Umgeben von mehreren größerung desselben bei. Auch hier 

hundert absolut vertrottelt aus der wieder das gleiche Bild: Einzelne Poli- 

Kampfmontur herausblickenden Poli- z.isten prügeln und treten auf Demon- 

z.eibeamtcn mit Plexiglasschildern strantlnnen und Zuseherinnen, die 

wotrde die Demonstration am Ste- sich in großer Zahl eingefunden 

phansplatz mit Straßentheater hatten, ein. Die Sympathie der Stra- 

beendet. Die 
massive Polizei¬ 
präsenz hatte 
spontane Sympa¬ 
thieerklärungen 
zufällig vorbei¬ 
kommender Pass¬ 
antinnen für die 
Demonstration- 
steilnehmcrlnncn 
zur Folge. 


Das Ende der De¬ 
monstration be¬ 
deutete aber nicht 
das Ende des Wi¬ 
derstandes gegen 
die Weltbank und 


Ein Hürdenlauf besonderer Art 
für die Länder der "3. Welt": 
immer härtere, immer höhere Auflagen 
für Weltbankkredite 


Versuchter Bombenanschlag der 
Panzerknackerbande auf das 
C A- Ha u ptgebäu de 


....Weltbank mach 
Welt krank... 


Brotpreise steigen ins Unermeßliche... 

oder eine neuerliche Sendestörung des Autonomen Stadtfernsehens 


(asf:tb) 

Am Abend des 18. Mai unterbrach 
wieder einmal das "Autonome Stadt¬ 
fernsehen den Ton des Abendpro¬ 
gramms des ORF.... mit einer Schrek- 
kensnachrichl, die einem Anti-Welt- 
bank-Demo-Aulruf entnommen sein 
könnte (und offenbar auch ist). 

Ein Korrespondent des ASF meldete sich 
keuchend: 

"(...) Ich melde mich hier jetzt live aus der 
Hofburg, wo soeben die 1. Verhandlungsrun¬ 
de zwischen der österreichischen Bundesre¬ 
gierung und dem Präsidenten der Weltbank, 
Conable, bezüglich des Strukturanpas¬ 
sungskredites an Österreich zu Ende gegan¬ 


gen ist. 

Außenminister Mock präsentiert soeben 
sichtlich verwirrt jene Maßnahmen, die Öster¬ 
reich auf Bedingung der Weltbank, hin, 
setzen wird. Daraus hier nun in erster Kürze 
die wichtigsten Punkte: 

So gelten ab morgen in ganz Österreich neue 
Preise: 1 kg Brot S 50.-; 1 Liter Milch S 40.-; 
1 kg Rindfleisch S 500.- 
weiters: Im Bereich der Verstaatlichten Indu¬ 
strie und den Bundesbetrieben werden 
150 000 Beschäftigte in den nächsten 14 
Tagen freigesetzt, um endlich konkurrenzfä¬ 
hige Unternehmen zu schaffen. 

Zur Ankurbelung der österreichischen 
Exporte wird der Schilling um 50% abgewer¬ 
tet. 

Weiters wird der Wienerwald gerodet, da ins¬ 
besondere in Lateinamerika erhöhte Nach¬ 


frage nach österreichischer Buche herrscht. 
Der Bau des Kraftwerkes Hainburg..." 

Hier brach der Ton jäh ab. Nach kurzem Rau¬ 
schen meldete sich jedoch zur Beruhigung 
der Zuhörerinnen die gewohnte Stimme des 
Günter Schifters. 

"Hehe!", klärte er das Rätselraten auf: "Keine 
Angst, das ist nur eine Sendestörung des Au¬ 
tonomen Stadtfernsehens. Für Österreich 
sind solche von der Weltbank aufgezwunge¬ 
ne Maßnähmen Vision. Für die Menschen der 
"3. Welt" jedoch sind sie - gar oft tödliche - 
Realität. Und Österreichs Banken stecken bei 
diesen Geschäften ganz schön unter einer 
Decke mit der Weltbank“(...) Und aus diesem 
Grund rief er sodenn zur Teilnahme am "Ban¬ 
kenspaziergang" am 19. Mai auf. 

Das helle Klirren brechender Scheiben leitete 
in das "normale" Programm des ORF zurück. 
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Christof K. 

Wehrdienst-Totalverweigerer an der Grenze verhaftet 


(antimilitaristische gruppe wien -gruppe für 
totalverweigerung) 

Der Totalverweigerer Christof Kurz¬ 
mann ist seit Mittwoch, 17.5. in Haft. 
Christof, Kulturreferent der HTU, 
wurde nach einer Dienstreise bei der 
Einreise nach Österreich am Grenz¬ 
übergang Schärding festgenommen 
und in das kreisgerichtliche Gefange¬ 
nenhaus Ried im Innkreis eingeliefert. 
Nach Interventionen wurde er noch 
am selben Tag nach Wien überstellt. 
Am Donnerstag, 18.5. verhängte Un¬ 
tersuchungsrichter Mag. Engelberger 
auf Antrag des Staatsanwaltes wegen 
dringenden Tatverdachts der Nichtbe¬ 
folgung des Einberufungsbefehles für 
länger als 30 Tage und bestehender 
Flucht- und Wiederholungsgefahr (!!) 


(tb) 

Am 19.5.1989 fand in den Mittagsstun¬ 
den eine Solidaritätsdemonstration 
für die Freilassung des seit mehreren 
Wochen inhaftierten Sanjin O. statt. 
Sanjin soll auf der Opernballdemon¬ 
stration vom 2.2. dieses Jahres Polizi¬ 
sten schwer verletzt haben. Über die 
genaueren Hintergründe der Inhaftie¬ 
rung Sanjins (der jugoslawischer 
Staatsangehöriger ist) schweigen sich 
sowohl Polizei als auch Justiz aus. Es 
muß daher angenommen werden, daß 
keine "handfesten Beweise" gegen ihn 


die Untersuchungshaft. Dagegen 
wurde Haftbeschwerde eingebracht. 

Grund für die Verhaftung ist ein Haft¬ 
befehl vom 27, April. Christof sollte 
am 1. Juli 1988 in die Carls-Kaserne in 
Wien einrücken. Er kam dem Einbe¬ 
rufungsbefehl nicht nach. Danach un¬ 
ternahm das Bundesheer keine großen 
Anstrengungen, seiner habhaft zu 
werden. Dr. Peinhaupt vom Verteidi¬ 
gungsministerium stellte damals eine 
vorzeitige Entlassung aus dem Prä¬ 
senzdienst nicht in Aussicht. Es wurde 
Strafanzeige bei der Staatsanwalt¬ 
schaft erstattet. 

Am 3. April stellte Christof gleichzei- 


vorliegen. Sanjin ist quasi eine Geisel 
der Justiz. 

An der Demonstration, die von der U- 
Bahnstation Landstraße zum Jugend¬ 
gericht (samt Gefangenenhaus) in der 
Rüdengasse führte, nahmen etwa 100 
Personen teil. Zwischenfälle gab es 
keine, die Polizei hielt sich im Hinter¬ 
grund. Stimmung kam auf, als sich in 
der Rüdengasse Schülerinnen, die 
gerade aus der Schule gekommen 
waren, der Demonstration anschlos¬ 
sen. 


tig mit Helmut Hejtmanek, der am 1. 
April wieder nicht eingerückt ist, 
einen Antrag auf sofortige vorzeitige 
Entlassung aus dem Präsenzdienst. 
Mitte April erhielt Christof ein Schrei¬ 
ben des Militärkommando Wien, in 
dem seine vorübergehende Entlas¬ 
sung aus dem Präsenzdienst mit 1. Mai 
verfügt wurde. 

Christof, langjähriges Mitglied der 
■Gruppe für Totalverweigerung in der 
Antimilitaristischen Gruppe Wien, hat 
schon zuvor zweimal einen Einberu¬ 
fungsbefehl nicht befolgt. Er wurde 
deshalb einmal zu sechs Wochen, 
einmal zu drei Monaten Freiheitsstra¬ 
fe bedingt verurteilt. 

1985 stellte Christof einen Zivildienst- 
antrag erschien aber nicht vor der Gc- 
wissensinquisition. Er lehnt neben 
dem bewaffneten Kriegsdienst auch 
den in die Umfassende Landesvertei¬ 
digung integrierten Zivildienst wegen 
dessen zwangsdisziplinierenden Cha¬ 
rakter ab. 

Übrigens freut sich Christof über Briefe: 
Christof Kurzmann 26c Vr 2895/1989 
Landesgerichtliches Gefangenenhaus I 
Landesgerichtsstraße 11 B4/9 
1080 Wien 

Solidaritätsdemo für Christof K. 
Dienstag 23. Mai 17.30 Uhr 
Uni (Schottentor) 

zu Landesgericht und Justizministe¬ 
rium 


Sanjin O. wegen Opernball in Haft 

Soli-Demo in Wien 


29. Mai bis 5. Juni: 

Volksbegehren zur Senkung der Klassenschülerinnenhöchstzahl 


(phx) 

Vom 29. Mai bis 5. Juni wird in allen 
Gemeindeämtern ein österreichweites 
Volksbegehren zur Senkung der Klas- 
sen schülerinnenhöchst za hl von 
derzeit 30 auf 25 zur Unterzeichnung 
aufliegen. Das Volksbegehren wurde 
von einem überparteilichen Personen¬ 
komitee aus Schülerinnenorganisatio¬ 
nen, Lehrerinnenvertretern und der 
Grünen Alternative Tirol emgeleitet. 
Die pädagogischen Vorteile: mehr 
Zeit für einzelne Schülerinnen, ver¬ 
stärkter Einsatz schülerinnenzentrier¬ 
ter Unterrichtsformen, wie beispiels¬ 


weise Gruppen- und Projektarbeiten, 
die Förderung lernschwacher Kinder 
sowie Begabtenförderung. 

Um Abweisungen zu vermeiden, ist cs 
derzeit erlaubt, die Höchslzahl von 30 
Schülerinnenn pro Klasse um bis zu 20 
Prozent zu überschreiten. Besonders 
davon betroffen sind berufsbildende 
und Privatschulen. Zur Verschärfung 
der Situation tragt auch der Versuch 
der Schulverantwortlichen des 
Bundes, die gesetzlichen Höchstzah¬ 
len durch Bildung sogenannter "Stand¬ 
ortgemeinschaften" - mehrere benach¬ 


barte Schulen werden zur Berechnung 
der zu eröffnenden Klassen zusam¬ 
mengefaßt - zu erreichen, bei. 

Zur Einleitung des Volksbegehrens 
hallen die ürganisatorlnnen Mitte 
Feber beim Innenministerium 17 000 
Unterstützungserklärungen einge¬ 
reicht. Weitere 83 000 Unterschriften 
sind notwendig, um die Behandlung 
des Gesetzesentwurfs zur Senkung der 
Klassenschülerinnenhöchstzahlen im 
Parlament zu erreichen. 
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Kärnten/Koroska 

H.J.? Nein Danke! 


Ob) 

Am Montag, den 8. Mai fand in 
Celovec/Klagcnfurt eine Kundgebung 
gegen einen Landeshauptmann 
Haider statt. Zirka 400 Menschen be¬ 
teiligten sich an der, von vielen linke¬ 
ren Gruppen getragenen Versamm¬ 
lung vor der Landesregierung. Bis auf 
kleinere Provokationen von Alltagsfa¬ 
schistinnen verlief alles ruhig. 

Im folgenden Auszüge aus einem ge¬ 
meinsamen Flugblatt diverser Grün-, 
KP- und unabhängigen Gruppen: 

"Erklärung zur bevorstehenden Wahl des 
Landeshauptmannes: 

1933 wurde Hitler zum Reichskanzler 
ernannt. Bei den vorangegangenen Wahlen 
hatte nur ungefähr ein Drittel der deutschen 
Wähler(lnnen) seiner Partei die Stimme 
gegeben. Manche Politiker vertraten damals 
die Ansicht, man könne ihn »zähmen«, indem 
man ihn an der Macht beteilige. Hitler selbst 
gab sich plötzlich staatsmännisch. 

Haider will sich mit 29% der 
Wähler(lnnen)stimmen zum Landeshaupt¬ 
mann von Kärnten machen lassen. Wir 
gehören zur großen Mehrheit der Kärntnerin¬ 
nen und Kärntner, die ihn nicht gewählt 
haben. 


Jugendorganisationen gegen die EG 


Wien: 

Flughafensozialdienst 

Erste Erfolge 

(Tb) 

Am 19. und 24. April fanden Verhand¬ 
lungen zwischen Innenminister Lösch- 
nak und dem Flughafcnsozialdicnst 
statt. Löschnak sagte zu, daß ab sofort 
drei Vertreterinnen des Flughafenso¬ 
zialdienstes abwechselnd Zutritt zum 
Transitraum in Wien-Schwechat er¬ 
halten. Dies gilt zunächst probeweise 
für die Dauer von sechs Monaten. So¬ 
zialminister Gcppert hat Unterstüt¬ 
zung in Form von Aktion 8000-Stellen 
zugesichert. 

Damit sind die unmittelbaren Forde¬ 
rungen des Flughafensozialdienstes 
erfüllt. Die grundsätzlichen Fragen 
sind natürlich noch nicht gelöst. Es 
bedarf ständiger Wachsamkeit. 


(pöjujgdbzdeg) 

Ein wesentlicher Schritt zur Organi¬ 
sierung der EG-Beitrittsgcgnerlnnen 
wurde in diesen Tagen für den Jugend- 
bereich gesetzt. Auf Initiative der So¬ 
zialistischen Jugend schlossen sich 
bereits mehr als 15 Jugendorganisatio¬ 
nen und Jugendinitiativen auf Bundes¬ 
ebene zu einer gemeinsamen "Jugend- 
platlform gegen das Beitrittsansuchen 
zu den EG" zusammen. Die politische 
Breite dieses Bündnisses ist bereits 
zum jetzigen Zeitpunkt recht beacht¬ 
lich: Von der Arbeitsgemeinschaft Ka¬ 
tholische Jugend Österreich über so¬ 
zialdemokratische Jugendorganisatio¬ 
nen, die GPA-Jugend, KJÖ und KSV. 

Zielsetzung der Plattform ist die Auf¬ 
arbeitung der jugendpolitischen 
Aspekte der laufenden EG-Debatte, 
etwa im Bildungsbereich, Sozialbe- 
reich, Arbeitsmarkt. Die Tatsache, 


daß die Jugendliechn von heute die 
Folgen eines möglichen EG-Beitrilts 
in 10, 20 (30, 40; Anm, d.T.) zu tragen 
hätten, ist die zweite Legitimation für 
diesen Versuch der Einmischung in 
eine Diskussion, die bisher von den In¬ 
teressen großer Lobbyverbände be¬ 
herrscht wird, argumentieren die Ver¬ 
treterinnen der Jugendorganisatio¬ 
nen. Erste gemeinsame Aktivität des 
Bündnisses ist eine Postkartenaktion 
an Reghierung und Nationalrat. 

Die Plattform versteht sieh als Zusam¬ 
menschluß von Jugendorganisationen 
und Jugendinitiativen in ganz Öster¬ 
reich. Weitere Mitunterstützerinnen 
aus diesem Bereich werden "gerne 
gesucht". Kontakte: Plattform Öster¬ 
reichischer Jugendorganisationen und 
Jugendinitiativen gegen das Beitritts¬ 
ansuchen zu den EG, Kirchengasse 41, 
1070 Wien. 



Da und dort hört man Stimmen, die sagen: 
»Soll er einmal zeigen, ob er's besser kann.« 
Wir sollten unserem Land dieses Experiment 
ersparen. Wir brauchen keinen Landeshaupt¬ 
mann, der mit 
nationalistischen 
und minderhei¬ 
tenfeindlichen 
Parolen 
zündeltf..). 

Die Entschei¬ 
dung darüber, 
wer Landes¬ 
hauptmann 
wird, fällt in ge¬ 
heimen Ver¬ 
handlungen, 
über die nur 
Bruchstücke an 
die Öffentlichkeit dringen. 

Der eben noch umworbene 
»mündige Bürger« ist nicht meh'r gefragt. Un¬ 
abhängig von unseren unterschiedlichen 
weltanschaulichen Orientierungen wollen wir 
uns nicht mit der Zuschauer(lnnen)ro!le zu¬ 
friedengeben. Wir rufen zur Bildung eines 
breiten überparteilichen Zusammenschlus¬ 
ses auf. 

Gegen die Kapitulationspolitik vor Haider, 
die im Ergebnis der Politik der Dreiparteien¬ 
einheit die jetzige Situation heraufbeschwo¬ 
ren hat. 

Für eine offene, kritische Auseinanderset¬ 


zung mit politischen Fehlentwicklungen der 
Vergangenheit, für ein demokratisches 
Kärnten. 


Shka/Foto: Andrej Mohär 

Drugacni Radio sendet wieder 

(dr) 

Seit Mitte April sendet das "andere 
Radio für Kärnten" wieder jeden 
Sonntag nachmittag im Raum Kärnten 
auf UKW 100,5 MHz. 

Gesendet wird, wie auch schon zu 
Zeiten des Landlagswahlkampfs, von 
Italien aus, allerdings noch ohne fixen 
Senderstandort. 
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Kärntner Landeshymne herabgewürdigt 

Die teuren Folgen der Kritik an der antislowenischen Haltung des offiziellen Kärntens. 


(?) 

Drei Teilnehmer einer Demonstration 
im Dezember 1987 wurden nun vom 
Vorwurf freigesprochen, die Kärntner 
Landeshymne herabgewürdigt zu 
haben als sie in einer szenischen Dar¬ 
stellung die Kontinuität antisloweni¬ 
scher Politik vom Nationalsozialismus 
bis Haider aufzeigen wollten. Der 
Haken am Freispruch: Die Anwalts¬ 
kosten in der Höhe von S 103.000.- (!) 
haben sie selbst zu tragen. 

Im Dezember 1987 fand in 
Celovec/Klagenfurt eine Demonstra¬ 
tion statt, die sich gegen die Einfüh¬ 
rung einer Schulneuregelung an den 
zweisprachigen Volksschulen wandte. 
Um die Kontinuität antislowenischer 
Haltung des offiziellen Kärntens auf¬ 
zuzeigen, wurde ein textlicher und dar¬ 
stellerischer Bogen von der Slowenin¬ 
nenverfolgung im Nationalsozialismus 
bis zur Politik Jörg Haiders gespannt. 
Musikalisch ergänzt wurde diese sze¬ 
nische Darstellung durch das aus¬ 
schnittweise Abspielen des Kärntner 
Heimatliedes und des Horst Wessel- 
Liedes. Beide Lieder wurden im 
2. Weltkrieg bei Veranstaltungen 
nacheinander gespielt. Das erste ist 
heute zur Landeshymne erhoben, das 
zweite, als Symbol der Hitlerzeit, ver¬ 
boten. 

Der Blut und Boden-Charakter vor 
allem der 4. Strophe der Landeshym¬ 
ne, die auf die Abstimmungszeit Bezug 
nimmt, löst bis heute immer wieder ein 
imaginäres Zusammenrücken gegen 
die Sloweninnen aus. So finden sich 
beim Abspielen der Hymne, beinahe 
70 Jahre nach der Volksabstimmung 
noch immer aufrechtstehende Zuhö¬ 
rerinnen mit erhobenen Arm. Als das 
Herausgeberinnenteam eines Schul¬ 
buches bei der Aufzeichnung der Lan¬ 
deshymne die 4. Strofe aus eben 
solchen Überlegungen wegließ, pro¬ 
vozierten sie damit heftige Proteste 
aus der Bevölkerung und eine medial 
ausgeschlachtete Empörung des da¬ 
maligen Landeshauptmann'Wagner. 

Auch die Demonstration vom Dezem¬ 
ber 1987 hatte eben diesen Punkt nicht 
bewältigter Vegangenheit getroffen. 


Die Staatspolizei und Jörg Haider rea¬ 
gierten etwa zum selben Zeitpunkt mit 
Anzeigen. Der gefundene Anlaß: Lan¬ 
deshymnen, ebenso wie Landesfahnen 
gelten als Staatssymbole und sind als 
solche gesetzlich gegen eine Herab¬ 
würdigung geschützt. 

Nach einigen Verhören, einer Haus¬ 
durchsuchung, bei der die Musicaset- 
te gesucht und nicht gefunden wurde, 
erhob die Staatsanwaltschaft Anklage 
gegen 3 Demonstrationsteilnchmer. 
Obwohl 2 der Angeklagten keine Slo¬ 
wenen sind, war in Kärntner Zeitun¬ 
gen, die etliche Male ausführlich und 
einseitig über den bevorstehenden 
Prozeß berichtet hatten, immer wieder 
von den "drei Slowenen", den "Maul¬ 
helden" und "Denunzianten" zu lesen. 

Dem FPÖ-Obmann und künftigen 
Landeshauptmann Haider war diese 
Angelegenheit so 
wichtig, daß er 
letzten Sommer 


len haben, belaufen sich auf 103.000 
Schilling. 

Mittels verschiedener Aktionen, 
deren Sinn cs auch sein soll, weiterhin 
diesen wunden Punkt deulschnaliona- 
ler Kärntner Geschichte und Gegen¬ 
wart zu thematisieren, wird nun ver¬ 
sucht, das nötige Geld zu sammeln. 

In diesem Zusammenhang sei noch¬ 
mals auch darauf hingewiesen, daß 
Peter Gstettner aufgrund einzelner 
Passagen eines Sachbuches zum 
Kärntner Volksgruppenkonflikt vom 
Kärntner Heimatdienst geklagt 
wurde. Die Kosten für dieses Verfah¬ 
ren, das sich voraussichtlich noch 
längere Zeit erstrecken wird, werden 
wohl um ein vielfaches höher sein, als 
die zuvorgenannten. 

bezahlte Anzeige: 


im Innenministe¬ 
rium anfragte, ob 
in dieser Sache 
wohl noch weite- 
rermittelt würde. 
Blecha konnte ihn 
beruhigen. Auch 
bei seinen Wahl- 
kampfveranstaltun 
gen thematisierte 
Haider den 

damals knapp be- 
vorstehenden 
Prozeß, um Stim¬ 
mung für sich und 
gegen die 

Haltung der An¬ 
geklagten zu 
machen. 

Trotz medialer 
V orverurteilungen 
und mächtiger 
Anzeiger, erfolg¬ 
ten am 23. März 
1989 drei Frei¬ 
sprüche. Die An¬ 
waltskosten, die 
die drei Demon¬ 
strationsteilnehme 
r selbst zu bezah- 



Kräftig. 

Für den friedlichen Aufbau 
Nicaraguas. 


-F o t o. P a a senw em—{ 

5101 Bü f Ni m 

Post- und Bahnversand 
Lengfelden 169 
Tel. 0662/52178 

1050 Wien 

Obere Amtshausgasse 36, 

Tel. 0222/543432 

5530 Rank well 

Hadeidorfstrafte 12 
Tel. 05522/41933 

In den 3.Welt-Läden 
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Widerstand gegen 

Wohnungsabsiedlungen an der Liesing 


(tb) 

Mit großem "Nachdruck" betreibt die 
Gemeinde Wien die Absiedlung von 
ca. 130 Wohnungen in Wien - Liesing; 
vorerst auch mit großem Erfolg. 

Die Wohnsiedlung "An der Liesing" im 
23. Wiener Gemeindebezirk wurde im 
Verlauf der Jahre 1944 bis 1948 zur 
Linderung der Wohnungsnot errich¬ 
tet. Die soziale Orientierung des 
Wiener kommunalen Wohnungsbaus, 
die bei der Errichtung der 365 zwar 
kleinen (zwischen 31m und 49m 
Wohnfläche) aber durchwegs billigen 
Wohnungen im Vordergrund gestan¬ 
den war, soll den Bewohnerinnen der 
Siedlung nun auf den Kopf fallen. 
"Hier zwischen der Breitenfurter Str. 
und dem Liesingbach liegt einer der 
schönsten Baugründe des Bezirks", 
meint ein Sprecher der Mieterinnen. 
"Die Baugenossenschaften spitzen 
schon seit Jahren nach diesen Grund¬ 
stücken". Dummerweise sind die Bau- 
grundstückc aber bereits verbaut. 

Doch weder die Baugenossenschaften 
noch die Rathaus- und Bezirkspoliti¬ 
ker "spitzen" passiv vor sich hin. Seit 
1984 bereiten Bczirksjournalc und Lo¬ 
kalpolitiker in einer regelrechten 
"Campaign" den Abriß der ungelieb¬ 
ten Billigwohnungen vor: Einmal als 
"Schandfleck des Bezirks" oder "völlig 
herunter gekommen", dann wieder als 
"nicht zumutbarer Substandard" quali¬ 
fiziert; kurz: All jenen, die den tatsäch¬ 
lichen Zustand der Siedlung "an der 
Liesing" nicht mit eigenem Auge zu 
sehen bekommen haben muß es als un¬ 
vorstellbarer Skandal erscheinen, daß 
die Stadt Wien ein Bewohnen dieser 
Wohnungen zuläßt. 

Die Wahrheit aber, und daran haben 
wir uns bei Aussagen "zuständiger Ge¬ 
meindepolitiker" inzwischen gewöh¬ 
nen müssen, ist eine andere: 

Obwohl die Gemeinde Wien seit 
nunmehr fast 30 (in Worten: dreissig) 
Jahren keinerlei Ausbesserungsarbei¬ 
ten vornehmen läßt, sind Wohnungen 
und Häuser an der Liesing dank der 
Eigeninitiative der Mieterinnen völlig 
intakt. In viele Wohnungen waren 
sogar Badezimmer eingebaut worden. 

Das "finanzielle Aushungern" der 


Siedlung und ihrer Bewohnerinnen 
(die selbstverständlich die ganze Zeit 
über volle Mieten in den gemeindeei¬ 
genen Fond der Mietzinsreserven be¬ 
zahlen mußte, ohne jemals auch nur 
einen Groschen wiederzusehen) hatte 
keinen Erfolg. Der überwiegende Teil 
der Mieterinnen war nicht zum Ver¬ 
lassen ihrer Wohnungen zu bewegen. 
Die Gemeinde wechselte die Taktik. 


Das wirkte: Selbst die optimistische 
Annahme, daß wirklich niemand 
Zwangsausgesiedelt würde, ist in 
Wahrheit eine Horrorvision, die viele 
noch Verbliebene zum "freiwilligen" 
Ausziehen bewegte. Wer möchte 
schon in einer Geistersiedlung leben, 
in der vielleicht bald nur mehr jede 
zehnte Wohnung bewohnt ist. 


...eine Geistersiedlung 

Leer werdende Wohnungen werden 
seit nunmehr lo Jahren nicht mehr neu 


Es muß dennoch irgendjemandem im 
Rathaus zu lang geworden sein, denn 
neuerdings verfolgt die Stadt Wien 
sehr erfolgreich die 



vergeben, bleiben also leer. Unter tat¬ 
kräftiger Mithilfe der SPÖ-nahen 
"Mictervereinigung" wird den verblei¬ 
benden Bewohnerinnen der Auszug 
"nahegelcgl"; etwa in eine der nahege¬ 
legenen, von einer der SPÖ-nahestc- 
hendenn Baugenossenschaft errichte¬ 
ten neuen Wohnsiedlungen, deren 
Wohnungen zwar zwischen 80m bis 
90m Nutzfläche aufweisen, aber auch 
gleich das 12-fache kosten. Statt wie 
bisher 500 öS monatlich müssen "Um- 
siedlerlnncn" nun bis zu 6000 öS an 
Wohnkosten bezahlen. Die Menschen 
an der Liesing durften sich auch wei¬ 
terer Wechselbäder erfreuen: 
Während Bürgermeister Zilk die 
Möglichkeit von Zwangsaussiedelun¬ 
gen brieflich ausschloß, verkündete 
Wohnungsstadtrat Edlinger über die 
Medien den bevorstehenden Abriß 
der Wohnhäuser. 


...Salami-taktik 

Statt im Ganzen soll die Siedlung nun 
scheibchenweise dem Erdboden 
gleichgemacht werden. Eine Studie 
über Wohnwcrt und Revitalisierungs¬ 
kosten woirdc in Auftrag gegeben. Was 
vorerst als "sieg" der Bewohnerinnen 
aussah, entpuppte sich bald als Bum- 
merang: Die prüfenden Architekten 
kamen zum Schluß, daß bei elf der 
dreissig Häuser lediglich die Grund¬ 
mauern bestehen bleiben könnten. Im 
Falle einer Sanierung, behaupten die 
Architekten, müßten Dach, Zwischen¬ 
decken und sämtliche Versorgungslei¬ 
tungen (Wasser-, Strom- und Gaslei¬ 
tungen) erneuert, also gänzlich neue 
Häuser gebaut werden. Die nach 
Durchführung dieser Arbeiten zu er¬ 
wartenden Gewinne aus Mieten 
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stünden in keiner Relation zu den ein¬ 
gesetzten Mitteln, sodaß eine Förde¬ 
rung der Sanierung aus Mitteln des 
Althaussanierungsfonds nicht vertret¬ 
bar erscheint(siehe Kasten über 
Wohnhaussanierung). 

Die "zuständigen Politiker" und Bau¬ 
genossenschaften dürfen jubeln: 

Ein großer Teil der trotz aller Widrig¬ 
keiten verbliebenen Mieterinnen er¬ 
klärten sich bereit, auszuziehen. Ihnen 
werden Wohnungen im vorerst nicht 
vom Abriß bedrohten Teil der Sied¬ 
lung zugewiesen, der zunächst noch 
revitalisiert werden soll. 
Erstaunlicherweise liegen nämlich die 
angeblich nicht revitalisierbaren 
Häuser nicht in der Siedlung verstreut, 
sondern alle auf einem Fleck. Sehr, 
sehr seltsam, meinen die Bewohnerin¬ 
nen, denn schließlich seien alle Häuser 
zur gleichen Zeit und mit den gleichen 
Baustoffen gebaut. Auf der freiwer¬ 
denden Fläche plant eine Wohnbau¬ 
genossenschaft, in deren Vorstand der 
ehemalige SP-Bezirksvorsteher von 
Liesing tätig ist, eine neue Wohnsied¬ 
lung mit 8om Wohnungen, Garagen 
und, anstelle der jetzt parkähnlichen 
Grünanlagen', private Kleinstgärten. 
Die Billigstwohnungen sollen endgül¬ 
tig teuren Luxuswohnungen platz 


machen. 

...eigene Gutachten 

So schnell aber wollen sich die Bewoh- 
nerlnnen doch nicht geschlagen 
geben. In einem von der technischen 
Universität erstellten Gutachten wird 
das ursprüngliche, von der Gemeinde 
in Auftrag gegebene, genüßlich zer¬ 
pflückt. Zusammenfassend kommen 
die Gutachter unter Uni-Prof.Panz- 
hauser zum Schluß, "daß mit nur 
relativ geringen Eingriffen in die Bau¬ 
substanz" Wohnungen hohen Stan¬ 
dards geschaffen werden können. "Die 
vorläufige Kostenermittlung der Sa- 
nierungs- und Revitalisierungsmaß¬ 
nahmen läßt den Schluß zu, daß ein 
vorsichtiges Vorgehen vorausgesetzt, 
der Sanierungsaufwand nicht prohibi- 
tiv sein würde", also eine Sanierung 
durchaus geboten scheint. 

...eigenen Wohn- und 
Lebensraum! 

Die Aussiedlungsstrategie der Ge¬ 
meinde hat bisher große Erfolge 
gezeigt. Viele Mieterinnen stimmten, 
von der ständigen. Propaganda ent¬ 
nervt, einer Umsiedlung zu. Nur mehr 


wenige wollen definitiv bleiben. Diese 
berufen sich aber nicht bloß auf "ange¬ 
stammte Wohnrechte". "Es ist eine 
Frechheit, wie die Stadt Wien mit den 
Wohnungen umgeht", erklären die 
Sprecherinnen der Mieterinnen. 
"Obwohl in Wien Wohnungsnot und 
Obdachlosigkeit zum Himmel stinkt, 
sollen hier billige Wohnungen in le¬ 
benswerter Umgebung teuren Luxus¬ 
wohnungen weichen. Dabei haben wir 
der Stadt angeboten, die notwendigen 
arbeiten selbst durchzuführen. Wir 
glauben, daß es für viele Menschen in¬ 
teressant sein muß, den eigenen Le- 
•bensraum selbst zu gestalten. So 
könnte auch eine neue Gemeinschaft 
in der Siedlung entstehen". 

Die Gemeindepolitiker winkten ab: 
"Leute, die da Arbeit hineinstecken, 
müsst’s uns erst einmal zeigen". 

"Die größte Perversion, aber" be¬ 
schwert sich die Micterlnnen-Spre- 
cherln, "ist aber die Art und Weise, wie 
mit den Baustoffen umgegangen wird. 
Von den Baustoffen, die bei der (in 
Ansätzen bereits begonnenen; tb) Re¬ 
vitalisierung der anderen Siedlungs¬ 
häuser auf den Müll geworfen werden, 
könnten wir uns unsere Wohnungen 
und Häuser zehnmal herrichten". 

Wer macht mit? 

"Gerade junge Leute haben doch 
sicher ein Interesse, billig zu wohnen 
und trotzdem die Wohnumwelt selbst 
zu gestalten", meinen die an der 
Liesing verbliebenen. "Wir suchen 
Leute, die das mit uns machen wollen. 
Mit denen könnten wir ein Konzept 
entwickeln und das der Gemeinde 
dann vorlegcn. Die wird cs schwer 
haben, gegen so gewichtige Argumen¬ 
te wie unser Gutachten und die Zahl 
der Wohnungssuchenden, vor allem 
aber die geringen Kosten der Revitali¬ 
sierung ernstzunehmende Argumente 
zu finden." Die Zeit drängt, die Bagger 
werden fast stündlich erwartet. Inter¬ 
essentinnen sollten sich daher ra¬ 
schest an die verbliebenen Bewohne¬ 
rinnen wenden: 

Manfred Rakohl 
Breitenfurter Str. 471/4/4 
A-1238 Wien 

Wir werden selbstverständlich weiter 
berichten! 


Das Wohnhaussanierungsgesetz sieht für 
durchgreifende Veränderungen der Bau¬ 
substanz weit höhere Förderungen vor als 
für reine Erhaltungsarbeiten. Was auf dem 
ersten Blick durchaus als sinnvoll erscheint, 
ist in der Realität eine Kampfansage an 
sozial schwache Bewohnerinnen dieser 
Stadt. Für die Hausinhaber ist es nicht sinn¬ 
voll, lediglich die alten Wohnstrukturen zu 
renovieren und so etwa billige Substan¬ 
dardwohnungen zu erhalten. Wirklich ren¬ 
tabel werden Sanierungen erst, wenn auch 
Wohnungen zusammengelegt, Badezim¬ 
mer und Zentralheizungen eingebaut, 
eben Standardverbesserungen durchge¬ 
führt werden. Die billigen Wohnungen 
werden daher nach und nach zerstört und 
durch Wohnungen der Kategorie A oder B 
ersetzt, die sich die ehemaligen Bewohne¬ 
rinnen natürlich nicht mehr leisten können. 
Ein Rechenbeispiei: Eine 30m Wohnung 
der Kategorie D. kostet in etwa 200 öS 
Grundzins und vielleicht 300 öS an Be¬ 
triebskosten. Im Verlauf einer Wohnungs¬ 
sanierung wird diese Wohnung mit drei 
anderen zusammengelegt, eine Heizung, 
Küche, Bad und WC eingebaut: Es entsteht 
eine Kategorie A Wohnung! Angenommen, 
die bisherige Mieterin konnte auch 
während der Umbauarbeiten in der 
Wohnung verbleiben können,.oder nach 
Vollendung der Arbeiten in dieselbe 
Wohnung zurückkehren (was nur in den 
wenigsten Fällen möglich ist, da Häuser vor 
der Sanierung meißt "freigemacht" 
j werden), so müßte sie jetzt mindestens das 
9-fache an Grundmiete und natürlich er¬ 


heblich höhere Betriebskosten bezahlen. 
Nach Auslaufen der Kreditrückzahlungen 
gern- Wohnhaussanierungsgesetz, also 
spätestens nach 10 Jahren, würde ihr alter 
Mietvertrag ungültig. An seine Stelle träte 
nun ein neuer, dessen Mietvorschreibun- 
gen keinen Begrenzungen mehr unterlie¬ 
gen. Es versteht sich von selbst, daß auf 
diese Art und Weise praktisch alle sozial 
schwachen ihre Wohnungen verlieren 
müssen. Der von den ehemaligen Bewoh¬ 
nerinnen der Ägidi/Spalo angestellte Ver¬ 
gleich der Wiener Wohnungspolitik mit der 
faschistischen Umsiedlungspolitik Rumä¬ 
niens erscheint uns daher als zutreffend. 

Wir treten nicht dafür ein, daß "sozial 
schwache" auch in schlechten Wohnungen 
wohnen müssen, sondern haben erkannt, 
daß hier Wohnungen, die gerade noch er¬ 
schwinglich sind, zugunsten teurer Luxus¬ 
wohnungen "wegrationalisiert" werden. 
Den Betroffenen bleibt über kurz oder lang 
warscheinlich nur mehr die Obdachlosig¬ 
keit. Eine Lösung dieses Problems läßt sich 
unser Erachtens im Rahmen der jetzigen 
Rechts- und Besitzverhältnisse (und -Inter¬ 
essen) nicht herbeiführen. Sollte die Schere 
zwischen "Bürgern"(dem Objekt der Be¬ 
gierde der Gesellschaftstheoretiker der 
Herrschenden) und dem "sozialen Abfall" 
weiterhin größer werden (und nichts 
anderes können wir annehmen), werden 
Auseinandersetzungen a lä Opernball 
Regel sein. Soll niemand sagen, er/sie 
hätte es nicht gewusst. 
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11./12. Juni: Arbeiterkammerwahlen 

Das Parlament der Arbeit 


(ge - alternative gewerkschafterlnnen) 

In wenigen Wochen ist es soweit. Mehr 
als 2 Millionen Arbeiterinnen und An¬ 
gestellte, Postlerlnnen und Verkehrs¬ 
bedienstete haben die Möglichkeit ihr 
"Parlament der Arbeit" zu wählen. 
Mindestens 40% wenn nicht mehr 
werden von ihrem Wahlrecht nicht 
Gebrauch machen. Wahrscheinlich 
mehr als die Hälfte aller Jungen unter 
30 Jahren werden diese Wahlen igno¬ 
rieren. Wer jedoch meint, daß diese 
Wahlenthaltung die Großkoalitionäre 
der SP und Lichals ÖAAB stört, der 
irrt. Sie wissen ganz genau, daß der 
Großteil dieser Menschen nicht aus 
Protest dieser Wahl fernbleibt, 
sondern aus Desinteresse. Wer dieses 
Desinteresse mit kritischen - ge¬ 
schweige denn revolutionärem Enga¬ 
gement gleiehsetzt, der irrt gewaltig. 

Es stimmt schon, daß die Arbeiter¬ 
kammern eine "Zwangsorganisation" 
sind, das ist nur die eine Seite. Gleich¬ 
zeitig haben sie in der politischen Ent¬ 
scheidungsfindung in Österreich eine 
bedeutend Rolle zu spielen. 

Neu im TATblatt: Bärinnen - 


Sie "könnten“ die Bildungspolitik der 
österreichischen Arbeitnehmerinnen 
entscheidend prägen, sie könnten ma¬ 
terielle und rechtliche Hilfe bei Wi¬ 
derstand gegen Unternehmerwillkür 
leisten (zum Teil tun sie es auch). 

Wenn wir alternative Gewerkschafle- 
rlnnen von der GE bei diesen Wahlen 
kandidieren, so nicht deshalb weil wir 
glauben, die Politik der Arbeiterkam¬ 
mern grundlegend ändern zu können, 
sondern deswegen weil bei diesen 
Wahlen auch der gcwerkschaftspolili- 
schc Bewußtseinssland der österrei¬ 
chischen Lohnabhängigen deutlich 
gemacht werden kann. Die Vertretung 
einer gesellschaftlichen Opposition 
gegen den Sozialpartnerstaat und' 
seine bürokratisierten Kammern 
könnte für mehr Möglichkeiten des 
Widerstandes und für mehr Transpa¬ 
renz. sorgen. Daß es den Machthabern 
in der AK nicht gleichgültig ist, wie 
stark eine alternative Opposition in 
diesen Gremien vertreten ist, zeigen 
dutzendc Beispiele. Mit allen Metho- 

Heute: Teil 1 


den versuchten sie unsere Kandidatu¬ 
ren zu verhindern. Da werden kompli¬ 
zierte Unterschriftensammlungen zur 
Einreichung verlangt, da werden in 
den Betrieben Menschen, die es 
wagen zu unterschreiben oder gar zu 
kandidieren mit Kündigungen, Ver¬ 
setzungen und so weiter bedroht. Da 
werden finanzielle Hürden aufgebaut, 
nur um zu verhindern, daß ihr Sozial- 
parlnerschaftsgemauschel gestört 
werden kann. 

Ich vermute, daß die meisten "TAT- 
blatt"-LeserInnen junge radikale 
Linke sind, denen gewerkschaftliches 
Engagement oft als zu reformistisch 
erscheint. Mir ist es seinerzeit auch so 
gegangen. Aber ich habe die Erfah¬ 
rung gemacht, daß es ohne politische 
und gewerkschaftliche Arbeit in den 
Betrieben unmöglich ist, eine Verän¬ 
derung gesellschaftlicher Strukturen 
zu erreichen. Deshalb engagieren wir 
uns auf diesem so schwierigem Boden 
und erwarten von Euch, auch wenn ihr 
in manchen Fragen nicht mit unserer 
Arbeit konform geht, Solidarität. 


3UNKI WEHR mann, HERBÜRGSVAKR. UND I ll k'AU'.ei b'/tR 
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Atommüll - wohin damit? 


(A.Wenisch.P.Bossew) 

In Österreich fallen pro Jahr ca 150m 3 
niedrig- und mittelaktiver Atommüll 
an. Der Atommüll stammt aus Spitä¬ 
lern, Forschung und Industrie, natür¬ 
lich auch Von den Atominstituten der 
Universitäten, dem Forschungszen¬ 
trum Seibersdorf(ÖFZS) und aus den 
Labors der internationalen Atombe¬ 
hörde. Auch der Atomunfall von 
Tschernobyl hat zur Vergrößerung 
der Atommüllmenge beigetragen. 

Hochaktiver Atommüll fällt in Öster¬ 
reich nicht an. Dieser entsteht in 
Atomkraftwerken und Wiederaufar¬ 
beitungsanlagen und ist ungleich 
schwieriger zu handhaben und zu "ent¬ 
sorgen" als leicht- und mittelaktiver. 
Während es weltweit kein funktionie¬ 
rendes Endlager für hochaktiven Müll 
gibt, ist die sichere Lagerung von 
leicht- und mittelaktivem Müll tech¬ 
nisch vergleichsweise einfach. 

Derzeit lagert der Atommüll auf dem 
Gelände des ÖFZS. Die Kapazität der 
Lagerhallen reicht (nach deren 
Angaben) bis 1989. Jedenfalls haben 
einige der Lagerhallen baurechtliche 
Bewilligung nur bis dahin. Obwohl 
also eine Lösung des Problems längst 
fällig ist, hat die Regierung bis zum 
letzten Moment zugewartet, bevor sie 
sich über dieses heikle Thema drüber¬ 
getraut hat. 

Die Notwendigkeit, ein Endlager zu 
errichten, ist spätestens seit 1980 
bekannt. Aber erst jetzt beauftragte 
das Bundeskanzleramt das ÖFZS mit 
der Auffindung eines geeigneten 
Standorts. Bis Ende des Jahres sollen 
aus den 16 bisher ausgewählten Berei¬ 
chen 1 oder 2 festgelegt werden-, an 
denen 1990 weitere Untersuchungen 
für die Eignung gemacht werden 
sollen (geplant sind geologische und 
geophysikalische Untersuchungen). 
Ende 1990 soll dann ein Standort fest¬ 
gelegt sein, der mit hoher Wahrschein¬ 
lichkeit für ein Endlager geeignet ist. 
An diesem soll dann das weitere Un¬ 
tersuchungsprogramm abgewickelt 
werden, das bis Ende 1992 läuft, wobei 
gleichzeitig mit standortspezifischen 
Planungen begonnen werden soll. 
Wenn beim Genehmigungsverfahren 
keine Verzögerung eintritt (was aller¬ 
dings höchst unwahrscheinlich ist), 


meint das ÖFZS, daß das Lager 
1996/97 betriebsbereit sein wird. 

Verglichen mit früheren Einschätzun¬ 
gen wird offensichtlich mit einer ra¬ 
scheren Abwicklung gerechnet, denn 
in der ersten Scibersdorfer Studie 
wurde der Untersuchungszeitraum für 
die Auswahl eines geeigneten Stand¬ 
orts mit 4 Jahren beanschlagt, wobei 
an drei verschiedenen Orten Stand¬ 
ort spezifische Untersuchungen 
durchgeführt werden sollten 

In praktisch allen 16 Standortberei¬ 
chen hat der Plan zur Errichtung eines 
Atommüllagers heftigen Widerstand 
der Bevölkerung hervorgerufen. Wi¬ 
derstand, der vor allem daraus resul¬ 
tiert, daß mcnsch nur wenig Vertrau¬ 
en in die Atombefürworter hat, die die 
Errichter dieses Endlagcrs sein sollen. 


Wir fordern: Einfuhrverbot 
für radioaktive Abfälle. 

Aufgrund diverser Skandale ist ja hin¬ 
länglich bekannt, welches Geschäft 
mit dem Verschieben von radioakti¬ 
vem Müll betrieben wird. Die Bevölke¬ 
rung hat daher zurecht wenig Vertrau¬ 
en in die Versicherungen der Betrei¬ 


ber von Atomanlagen. Auch das 
ÖFZS versucht zB mit seiner Kondi- 
tioinicrungsanlage den Anschluß an 
die internationale Nukleartechnik 
nicht ganz zu verpassen - wenn schon 
sonst den Nukleartechnikern in Öster¬ 
reich nur mehr wenig erlaubt ist. 

Wir fordern eine öffentliche und unab¬ 
hängige Kontrolle. Es ist undenkbar, 
die Kontrolle über ein solches Atom¬ 
müll-Endlager voll und ganz einer 
Crew von Atombefürwortern zu über¬ 
lassen. 

Wir fordern die Anwendung des Ver- 
ursacherlnnenprinzips. Die Preise für 
die Entsorgung radioaktiver Abfälle 
müssen, je nach Radiotoxizität, ent¬ 
sprechend dem Aufwand für Kondi¬ 
tionierung und Endlagerung kosten¬ 
deckend sein. Derzeit sind die Preise 
des ÖFZS das nicht-. 


Eine besondere Überwachung des ab¬ 
geschlossenen Lagers hält das ÖFZS 
nicht für nötig. 

1987 berichtet der Chef der Abfallbe¬ 
seitigung des ÖFZS Dr.P.Krejsa, daß 
sich bisher 4000 solcher Fässer im 
ÖFZS angesammelt haben. Dazu 
kommen noch etwa 2000 Fässer aus 


Die Konditionierungsanlage im OFZS 
ist wesentlich größer dimensioniert, 
als für den österreichischen Atommüll 
nötig wäre (Durchsatz 40kg pro 
Stunde). Das ÖFZS hat in den vergan¬ 
genen Jahren auch leichtaktiven 
Atommüll aus dem Ausland zur Kon¬ 
ditionierung übernommen. Dabei 
wurde immer versichert, daß die kon- 
ditioniuerten Abfälle wieder zurüch- 
geschickt werden. Das Problem der 
Beseitigung radioaktiver Abfälle stellt 
sich aber in den Ländern, die Atoman¬ 
lagen betreiben, wesentlich drasti¬ 
scher dar, als bei uns. Endlager sind in 
allen Ländern eine Rarität. 

Solange ausländischer Atommüll ein¬ 
geführt wird, besteht auch immer die 
Gefahr, daß er hier in ein Endlager 
verbracht wird. Ein solcher Verdacht 
kann auch deshalb aufkdmmen, weil in 
der Studie des ÖFZS die Rede davon 
ist, die Preise für die Endlagerung mit 
der internationalen Konkurrenz abzu¬ 
stimmen. 


Wie werden die radioaktiven 
Abfälle behandelt? 

Bei der Konditionierung werden die 
Rückstände aus der Verbrennung mit 
einem "Matrixmalerial" vermischt. 
Dadurch wird ein einheitlicher Block 
hcrgeslellt. Als Matrixmaterial 
werden sowohl organische (Kunsthar¬ 
ze, Bitumen) als auch anorganische 
(Zement) Bindemittel verwendet. 
Feste Abfälle werden umgossen. 

Die mit dem Malrixmaterial vermisch¬ 
ten Abfälle werden in 200-1-Fässer ab¬ 
gefüllt. Es handelt sich dabei um Stahl¬ 
fässer, die mit einem Kunststoffüber- 
behälter versehen werden können. 
Wenn das Lager voll ist, wird cs abge¬ 
schlossen (also mit Beton versiegelt). 
Die Oberlageanlage wird abgerissen 
(vermutlieh),”...das Lagergeländc 
kann dann beliebig genutzt werden, 
soweit sichergestellt ist, daß keine 
Störung des Lagers erfolgen kann." 
(Endlagerstudie des ÖFZS). 
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der Konditionierung von im ÖFZS la¬ 
gernden Atommüll. Weiterhin rechnet 
man mit einem Zuwachs von ca 500 
Fässern pro Jahr. Konzipiert wird das 
Lager für die Aufnahme von 50.000 
Stück 2oo-l-Fässer 

Solange nicht im Detail bekannt ist, 
welcher Atommüll von wem und zu 
welchem Zweck produziert wird, 
lassen sich weder die Prognosen des 
ÖFZS beurteilen, noch läßt sich 
darüber diskutieren, was davon not¬ 
wendig ist, oder ob auch auf diesem 
Gebiet Müllvermeidung möglich ist. 


Standortkriterien für 
Atommüllager 

Die beiden wichtigsten Kriterien für 
die Eignung eines Standorts sind 
geringe Wasserdurchlässigkeit des 
Wirtsgesteins und geologische Stabili¬ 
tät des Endlagerbereichs. Ausgang¬ 
spunkt dafür ist die Forderung, daß 
das Lager für 1000 Jahre die Isolation 
der Abfälle von der Umwelt gewähr¬ 
leisten soll. 

Gleichzeitig wurden auch Überlegun¬ 
gen angestellt, daß es sinnvoll wäre, 
eine. Lagerstätte so zu wählen, daß 


auch die Endlagerung von festem, 
konditioniertem Chemiemüll möglich 
ist (Isolationszeitraum in der Größen¬ 
ordnung von 100.000 Jahren). 

Wichtig sind auch die hydrogeologi- 
schen Verhältnisse am Standort. Diese 
können sich dann ungünstig entwik- 
keln, wenn die Vegetationsbedeckung 
zurückgeht (Abholzung, Erosion, 
Waldsterben). 

Wohl wurde bei der bisherigen 
Auswahl berücksichtigt, daß sich die 
Standorte nicht im Bereich abbauwür¬ 
diger Rohstoffe befinden dürfen, 
während andere, für die Gesellschaft 



G0RBA 


\ ja sogar der gesamte Prozeß der Perestroika 
Ty wäre ohne Lunacarskij nicht vorstellbar. 

Wer dieser Lunacarskij war? Sie wissen es 
nicht? Unser Foto zeigt ein Porträt von ihm fotogra¬ 
fiert in Moskau 1924. Der Fotograf war Mihail Nappel- 
baum. Mehr verraten wir nicht. Wenn Sie wirklich 
informiert sein wollen, werden Sie es durch diese 
Anzeige nicht werden. Da gibt es nur eine Möglich¬ 
keit: Werden Sie Abonnent von INTERNATIONAL, die 
Zeitschrift für internationale Politik. 


INTERNATIONAL, die einzige österreichische Zeitschrift für internationale Politik, erscheint sechs 
mal im Jahr zu einem Abonnentenpreis von öS 180,-. 

Bestellungen bitte an: 

INTERNATIONAL, 1010 Wien, Seilerstätte 13/2/26 A, tel. 513 41 48 


mindestens ebenso wichtige 
Aspekte - etwa landschafts¬ 
ökologische oder soziale 
Probleme - unberücksichtigt 
blieben. So erscheint es uns 
durchaus makaber, ein End¬ 
lager im geplanten National; 
park Hohe Tauern, in 
anderen, landschaftlich be¬ 
sonders schönen Gebieten 
oder in der Nähe von Kuror¬ 
ten zu errichten. 

Gerade wegen solcher Aus¬ 
lassungen muß unbedingt 
eine Umweltverträglich¬ 
keitsprüfung für das Endla¬ 
ger durchgeführt werden, bei 
der diese und ähnliche Pro¬ 
bleme von den Anliegerge- 
meinden und der betroffe¬ 
nen Bevölkerung einge¬ 
bracht werden. 

Standortliste für 
Atommüllendlager 

Bezau, Imst, Kleinsöll, Hin¬ 
teres Amertal, Muhr, Göß- 
graben, Bosrucktunnel Süd, 
Nord, Gleinalm Süd, Stainz, 
Kopfing - Schefbg. - 
Ameisbg., Groß-Pertholz, 
Perg, Königswiesen, 
Perweis, Hollabrunn - Wart¬ 
berg, Sitzenberg. 

Zu diesem Thema ist auch eine 
Broschüre entstanden: 

Peter Bossew,Antonia Wenisch: 
Wohin mit dem österreichischen 
Atommüll? 

Erhältlich beim Ökologie-Institut, 
1070 Wien, Seidengasse 13, 
Tel.0222/936105-0 
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Wir haben eine neue Rubrik!! 

Ab dieser Nummer werden wir regelmäßig (zunächst jede zweite Nummer) die Meßergebnisse der 

Gamma-Strahlenmeßstelle des Ökologie-Instituts 

veröffentlichen. 

Meßwerte 1.4.89 bis 16.5.89 


Bezeichnung (Herkunft) 

Erzeug- 

Cs-137 


bzw Ab- 

nCi/kg 

1 

.aufdat. 

bzw. /I 

Milch und Milchorodukte 

MILCH AB HOF (4210 Gallneukirchen) 

27.04.89 

0.37 

MILCH AB HOF (8554 Soboth) 

1.05.89 

2.26 

MILCH AB HOF (3202 Rabenstein) 

5.89 

0.02 

MILCH AB HOF3(296 Gaming) 

6.04.89 

0.01 

MILCH AB HOF (3664 Waldhäuser) 

11.05.89 

2.31 

MILCH AB HOF (9161 Maria Rain) 

15.04.89 

0.10 

VOLLMILCH NÖM 

14.04.89 

0.16 

VOLLMILCH NÖM 

20.04.89 

0.05 

VOLLMILCH NÖM 

22.04.89 

0.18 

VOLLMILCH NÖM 

28.04.89 

0.2 

VOLLMILCH TAUERNMILCH BISCHOFSHOFEN 

5.05.89 

0.21 

VOLLMILCH NÖM 

6.05.89 

0.08 

VOLLMILCH NÖM 

11.05.89 

0.10 

FLASCHENMILCH SCHÄRDINGER 

19.04.89 

0.27 

FLASCHENMILCH SCHÄRDINGER 

27.04.89 

0.33 

FLASCHENMILCH SCHÄRDINGER 

4.05.89 

0.20 

FLASCHENMILCH SCHÄRDINGER 

9.05.89 

0.09 

FLASCHENMILCH SCHÄRDINGER 

18.0589 

0.34 

BABYMILCH NÖM 

18.04.89 

0.02 

BABYMILCH NÖM 

12.04.89 

0.06 

BABYMILCH NÖM 

26.04.89 

0.02 

BABYMILCH NÖM 

3.05.89 

0.02 

BABYMILCH NÖM 

9.05.89 

0.02 

TOPFEN (5232 Kirchberg) 

10.04.89 

0.06 

KEFIR 3.2 % FETT 

24.04.89 

0.02 

LAT.ELLA MANGO 

5.89 

0.13 

Fleisch, Wurst 

LAMMFLEISCH (9761 Greifenburg) 

12.88 

0.23 

KAMINWURZEN (3800 Göpfritz/Wild) 

4.89 

0.10 

RAUCHWURST (3800 Göpfritz/Wild) 

4.89 

0.13 


Obst, Gemüse, Pilze und -produkte 


APFELSAFT (4083 Haibach/Donau) 

88 

0.25 

APFELSAFT (4211 Alberndorf) 

88 

0.13 

BIRNEX BIRNENDICKSAFT BIOQUELLE 

1.90 

0.97 

RIBISELMARMELADE (9161 Maria Rain) 

ROT+SCHWARZ 

87 

0.14 

SPINAT (WINTER) (7444 Klostermarienb.) 

7.05.89 

0.04 

STEINPILZE GETROCKNET (3222 Annaberg) 

88 

10.15 

FRÜHLINGSMORCHELN (4600 Traunau) 

18.04.89 

2.57 

Honig 

HONIG (Mexiko) 

87 

0.08 

HONIG (Guatemala) 

87 

0.09 

HONIG (5500 Bischofshofen) 

88 

1.60 

HONIG FA.SCHELLÄNDER (YU Krain) 

87 

0.96 

Diverse Lebensmittel 

MISO SOYVITA 

87 

0.05 

WALNUßKERNE 

88 

0.08 

DINKEL (3292 Gaming) 

10.88 

0.05 

MELISSE (7444 Klostermarienb). 

7.05.89 

0.08 

KRÄUTERTEEMISCHUNG 

0 

2.67 

BRENNESSELN GETROCKNET (8554 Soboth) 

1.05.89 

5.71 


Bezeichnung (Herkunft) Erzeug - Cs-137 

bzw. Ab- nCi/kg 

iaufdat. bzw. /I 


Schokolade 

SCHOKOLADE MILKA NUSS-NOUGAT PRALINES 7.89 0.16 

SCHOKOLADE MILKA FEIN-NUSS 6.89 0.09 

SCHOKOLADE BENSDORP GR. GOLD VOLLMILCH 10.89 0.07 

SCHOKOLADE MILKA MANDEL 1.90 0.12 

SCHOK. BENSDORP GR. GOLD TRÜFFEL OBERS 3.90 0.120 

Sand aus Spielkisten getrocknet 


SPIELSAND (Wien?) 

0 

0.03 

SPIELSAND (1220 Wien) 

22.04.89 

0.20 

SAND (5121 Ernsting) 

0 

0.02 

SAND(5131 Fränking) 

0 

0.03 

SPIELSAND(5221 Lochen) 

4.89 

0.0 

STAUBSAUGERSTAUB (1020 Wien) 

88 

3.17 

STAUBSAUGERSTAUB (8554 Soboth) 

89 

8.5 

STAUBSAUGERSTAUB (1190 Heiligenstadt) 

89 

10.67 


Der statistische Fehler der Messungen liegt zwischen 10 und 30%. 


Kommentar zu den Meßwerten: 


Amtliche Grenzwerte : 

(Cäsium-Aktivität in nanoCurie (nCi) pro kg oder I Nahrungsmittel) 

Babynahrung 0.3 nCi Cs-137 

Milch und Milchprodukte ohne Käse 5.0 nCi Cs-137 

Käse 16.0 nCi Cs-137 und Cs-134 

Obst, Gemüse, Pilze 3.0 nCi Cs-137 

Nüsse, Honig 16.0 nCi Cs-137 und Cs-134 

Fleisch, Innereien (Schweine, Geflügel) 5.0 nCi Cs-137 und Cs-134 
Fleisch, Innereien (ohne Wild. Schweine, Geflügel) 

16.0 nCi Cs-137 und Cs-134 


Kinder, schwangere und stillende Frauen sollten nur solche Nah¬ 
rungsmittel essen, deren Aktivität unter 0.3nCi Cs-137/kg(lfliegt. 

Für alle Übrigen gilt: Grundnahrungsmittel sollten nicht mehr als 
1 nCi Cs /kg (I) enthalten. 

Vor allem Milch ab Hof. Fleisch von Wild und Almrindern, Pilze, Wald¬ 
beeren und Honig können noch immer stark belastet sein. 

Die Gamma-Meßstelle ist eine (die einzige zu sagen, hat 
uns die andere - in Seibersdorf - verboten) unabhängi¬ 
ge Strahlenmeßstelle in Österreich. 

Eine Messung kostet bei uns 220,- (für Mitglieder des 
Ökologieinstituts 180,-). Wir messen (fast) alles! 

Proben und sonstige Anfragen an: 
Gamma-Strahlenmeßstelle 
WUK, Währingerstraße 59 
1090 Wien 
Tel.: 48 22 89 
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Requiem für einen Enkel Stalins 

Der lange Tod des Donaukraftwerks Gabcikovo-Nagymaros 


(gr) 

Am Anfang stand ein Traum. Der 
Traum von der Beherrschung der Na¬ 
turgewalten durch den Menschen, ge¬ 
träumt von einem ungarischen Was¬ 
serbauingenieur namens Emil 
Mosonyi. Im Jahre 1951 konzipierte er 
ein Staustufensystem, das seinesglei¬ 
chen in Europa suchen sollte: Von 
einem 61 km“ großen Stausee soll die 
Donau abseits ihres ursprünglichen 
Bettes durch einen 25km langen Kanal 
zu einem Kraftwerk geleitet werden, 
durch dessen Turbinen bei Bedarf das 
Wasser bis zu 23m in die Tiefe gejagt 
werden soll. Die dadurch entstehen¬ 
den Flutwellen schließlich solle'n 
durch einen 100 km langen Staube¬ 
reich aufgefangen werden, an dessen 
Ende ein zweites Kraftwerk die Pracht 
vollenden möge. 

Allein - dies stolze Kind, Triumph des 
Geistes über die Natur, war so leicht 
nicht zur Welt zu bringen. Von wirt¬ 
schaftlichen Sorgen geplagt schienen 
es die Eltern, die CSSR und Ungarn, 
beim Traum belassen zu wollen. 

Bis 1968 der Slowake Gustav Husäk 
Regierungschef in Prag wurde. Eine 
große Zeit brach los für Zukunftsträu- 
mcrcicn. 1977 beschlossen die CSSR 
und Ungarn die Verwirklichung des 
Projekts. Allerdings ließ sich Ungarn 
vom Elan des Dr.Husäk nicht so recht 
anstecken. Hatte die CSSR bereits 
Anfang der 80er Jahre mit dem Bau 
begonnen, mußten für den ungari¬ 
schen Teil potente Geburtshelfer ge¬ 
wonnen werden. Die fanden sich 
gleich in der Nachbarschaft.Am 
29.Mai 1986 Unterzeichneten Öster¬ 
reich und Ungarn insgesamt drei Ver¬ 
träge, mit denen der Bau geregelt 
wurde. Österreichs E- und Bauwirt¬ 
schaft würde einen großen Teil der Ar¬ 
beiten übernehmen, den österreichi¬ 
schen Kredit sollte Ungarn mit Strom 
zurückzahlen. 

Dennoch - die siamesischen Zwillinge 
blieben allzu kränklich. Viel zu groß 
und mit viel zu wenig Hirn. Sie zur 
Welt zu bringen wurde immer teurer. 
Und sogar Umnut regte sich , immer 


lauter werdend - und das in Ungarn! 
Was waren das für Zeiten geworden, 
wo war die Freiheit der Wissenschaft 
geblieben? Auch auf Ungarns Regie¬ 
rung wurde immer weniger Verlaß. 
Was wurde aus dem Traum des wak- 
keren Professors Mosonyi? 

Im Mai 1989 verstarb der erste der 
beiden Zwillinge. Wollen wir seiner 
nicht allzulange gedenken. 

Jetzt kommt GabcikoVo 

(Ökologie-Institut) 

Die bereits auf slowakischer Seite 
durchgeführten Bautätigkeiten, der gi- 
gantische Speichersee mit seiner 
Größe von 60km" sowie der 17km 
lange und gänzlich asphaltierte Aus¬ 
leitungskanal zum Kraftwerk Gabci- 
kovo, sind noch keine unabänderli¬ 
chen Fakten. Die Auswirkungen der 
Staustufe Gabcikovo werden auch 
ohne Schwellbetrieb gigantische Um- 
weltzersörungen mit sich bringen. Der 
Ökozid, den die Inbetriebnahme aus- 
lösen könnte, muß nun verhindert 
werden. 

Die betreffenden slowakischen Stellen 
geben bereits offen zu, daß bei einem 
Aufstau bei Gabcikovo die Verände¬ 
rungen im Grundwasserbereich der 
kleinen und großen Schüttinsel derzeit 
nicht kalkulierbar sind. Diese gab der 
Regierungsbeauftragte Vladimir 
Lokvenc bei einem Vortrag in Wien 
kürzlich öffentlich zu. 

Allein bei Bratislava tickt eine ökolo¬ 
gische Bombe. In der Nähe der Stadt 
befindet sich der Petrochemiekom¬ 
plex Slovnaft, der schon seit Jahrzehn¬ 
ten Öl in den Grundwasserkörper ver¬ 
liert.Waren es im Lauf der 70er Jahre 
bis zu 4 Tonnen Rohöl pro Tag, so 
konnte die Menge auf eine Tonne aus¬ 
laufendes Öl pro Tag reduziert 
werden, unterhalb von Slovnaft befin¬ 
det sich heute ein unterirdischer Ölsee 
mit einer Größe vo 18km“. 

Slovnaft liegt im Einstaubereich von 
Gabcikovo. Ein Aufstau würde diese 


großen Altlasten in Bewegung bringen 
und unabsehbare Folgen für den ge¬ 
samten Grundwasserhaushalt der 
Großen und Kleinen Schüttinsel nach 
sich ziehen. Bevor diese Altlasten 
nicht eingehend untersucht und elimi¬ 
niert sind, darf an einen Aufstau bei 
Gabcikovo nicht gedacht werden. 

"Die in die Donau mündenden Abwäs¬ 
ser aus der CSSR sind ungenügend 
geklärt. Ein Aufstau würde die Gewäs¬ 
sergüte der Donau weiter fahrlässig 
belasten. Die Auswirkungen des Stau¬ 
sees, wie auch der Ausleitung nach 
Gabcikovo, sind derzeit mehr als un¬ 
geklärt.",meint dazu Franz Meister 
vom Ökologie-Institut. 

Auflösung der 

Österreichisch-Ungarischen 

Verträge 

Außerdem lordert das Ökologieinsli- 
tut die Auflösung des österreichisch¬ 
ungarischen Stromliefervertrages und 
den Verzicht auf Pönalezahlungen. 
Die vereinbarten Stromlieferungen 
hätten energiepolitisch auch für 
Österreich bedenkliche Auswirkun¬ 
gen, meint Meister. Da hauptsächlich 
Wintergrundlaststrom geliefert 
werden soll, kann b/.w muß die E- 
Wirtschaft ihre Expansion von Elektri¬ 
zität in den Wärmemarkt-fortsetzen, 
um den ungarischen Strom loszuwer¬ 
den. Energie- und vor allem Strom¬ 
sparstrategien werden dadurch ver¬ 
hindert. Und die so gesteigerte Strom¬ 
nachfrage droht, nach dem Ende der 
Lieferungen 2016 durch weitere 
Importe oder den Bau neuer Kraft¬ 
werke gedeckt zu werden. 

Weiters fordert das Ökologieinstitut 
einen Verzicht auf Pönaleforderungen 
seitens der - großteils in unmittelba¬ 
rem Mehrheitsbesitz der Republik be¬ 
findlichen - am Bau beteiligten öster¬ 
reichischen Firmen. "Eine überhöhte 
Pönalefordcrung an Ungarn würde" - 
so Meister - "auch international zu 
einer Belastung für Österreich 
werden." 
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Zwischen Subversion und Integration 

Anmerkungen zum Wiener Aktionismus 


(Dieter Schräge) 

In drei österreichischen 
Staatsmuseen waren zu 
Ostern dieses Jahres Aus¬ 
stellungen über den Wiener 
Aktionismus zu sehen. 



** Im Museum des 20.Jahr- 
hunderts eine Ausstellung 
über einen der zentralen 
Protagonisten des Aktioni- 
sten "Hermann Nitsch: Das 
bildnerische Werk - Retro¬ 
spektive 1960 bis 1988”. 

** In der Albertina: "Der 
zertrümmerte Spiegel - 
Wiener Aktionismus. Wien 
1960 - 1971" 

** Im Museum für ange¬ 
wandte Kunst: ' Aktionsma¬ 
lerei - Aktionismus. Wien 
1960 - 1965". (Diese Aus¬ 
stellung ist noch zu sehen 
und hier gbt es am 27.5. für das TAT¬ 
blatt eine Führung - siehe Ankündi¬ 
gung) 

Im Katalog zu der Ausstellung "Der 
zertrümmerte Spiegel" schreibt Alber¬ 
tina-Direktor Konrad Oberhuber: 
"1988 reiste der Bundeskanzler Öster¬ 
reichs, Franz Vranitzky, zur Eröffnung 
der Ausstellung Aktionsmalerei Aktio¬ 
nismus Wien 1960-1965 nach Kassel, 
eine ungewöhnliche Handlung für 
einen so bedeutenden Politiker. 
Zwanzig Jahre vorher, im Juli 1968, 
hatte an der Universität die Aktion 
Kunst und Revolution stattgefunden, 
für welche einer der Künstler dieser 


Ausstellung wegen Herabwürdigung 
der Staatssymbole zu sechs Monaten 
verschärftem Arrest verurteilt worden 
war. Bei diesem Ereignis hatte Günter 
Brus sich selbst mit einer Rasierklinge 
in den Oberschenkel geschnitten, in 
ein Glas uriniert und davon getrunken, 
sich mit Kot beschmiert und unter Ab¬ 
singen der Bundeshymne zu onanieren 
begonnen. Er versuchte damit, sämtli¬ 
che Tabus der Gesellschaft zu durch¬ 
brechen. in einem etwas später gestal¬ 
teten Bruckstück bezeichnet er sich als 
"meistgehaßten" Österreicher und 
flüchtet 1969 mit seiner Familie nach 
Berlin. Dort gründete er zusammen 
mit den Literaten Gerhard Rühm und 
Oswald Wiener in karikaturistischer 


Bild: 

"Kunst und Revolution" (Hörsaal I) 
Wien 1968 
vorne links: Oswald Wiener 
mitte: Günter Brus 

Absicht die "Österreichische Exilre¬ 
gierung", welche eine Zeitschrift, Die 
Scliastrommel, herausgab. Die Entrü¬ 
stung, mit der diese Dinge damals auf¬ 
genommen wurden, war ziemlich all¬ 
gemein. 

Vor allem wurde die Entrüstung über 
die "Uni-Ferkel" und "studentischen 
Sex-Kommunisten" damals kräftigst 
durch die Medien angeheizt. So be¬ 
richtete ein geifernder Michael 
Jeannec: "Wiens Polizeipräsident 
Josef Holaubek hat das Kommissariat 
Innere Stadt persönlich beauftragt: 
'Forscht sie aus, vernehmt sie und be¬ 
straft sie’". Drastisch bestraft wurde 
damals vor allem der Aktionist Günter 
Brus, er erhielt wegen Herabwürdi¬ 
gung der Staatssymbole 6 Monate 
(dann reduziert auf 5 Monate) ver¬ 
schärften Arrest (siehe hierzu auch 
den Kasten mit dem Strafregister der 
Wiener Aktionistcn). Aktionen von 
Günter Brus wie bei "Kunst und Revo¬ 
lution" 1968 im HS 1 der Universität 
Wien waren Ausdruck seiner anarchi¬ 
stischen Haltung, die zeitweise eben- 


Zwischen Subversion und 
Integration 

Führung für TATblatt-Leserlnnen 

durch die Ausstellung 
"Aktionsmaierei-Aktionismus Wien 1960-65" 

.. mit Dieter Schräge 
dm Museum für angewandte Kunst, 

Wien 3, Stubenring 5 (Eingang Weißkirchnerstraße) 
am Samstag, dem 27. Mai 1989, um 15 Uhr. 
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falls, und beiden vermittelt durch 
Oswald Wiener, bei Otto Muehl 
auftrat. So schrieb Brus zB in seinem 
Text "Der Staat": 

"Der Staat will, daß ich Prost sage, daß 
ich Kleeblätter sammle, Fliegen ver¬ 
nichte, Erzbischöfe eheliche, Faultiere 
rasiere. Der Staat stempelt mir den 
Ausweis auf den Hintern, schweißt mir 
Fingerabdrücke in die Sohlen, paktiert 
mit meinem Ohrenschmalz. Der Staat 
lernt meine Braut kennen, erklärt sie 
für persönlich frei und pudert sie in 
seinen Forschungsstätten. Der Staat 
verpflanzt meine Gedanken in seine 
Konserven, stellt sie in seine Schonzeit 
und schießt mir dafür Traubenzucker 
in den Lebertran. Ich habe den Staat 
gewarnt. Doch er entfacht Fürwitz. Da 
wird er aber ganz schön schaun." 

Heute ist Günter Brus so etwas wie ein 
Staatskünstler geworden, Bundesprä¬ 
sident Kirchschläger hat ihn pardo- 
niert und Bundeskanzler Vranitzky 
erweist ihm - und den anderen Aktio- 
nisten - seine Referenzen. Wobei die 
hohe künstlerische Qualität der Aktio- 
nisten nicht in Zweifel gezogen 
werden soll. Konrad Oberhuber 
hierzu: 

"Heute, nach 20 Jahren, können wir 
aber auf diese und andere Ereignisse 
des Wiener Aktionismus nicht nur als 
einen eigenwilligen Beitrag Öster¬ 
reichs zur internationalen Revolution 
von 1968 zurückblicken, sondern sie 
als eine besondere Leistung innerhalb 
der Welt durchziehenden Fluxus- und 
Happening-Bewegung erkennen. In 
der Tat, die Menschen, die sich in den 
sechziger Jahren in Wien zu einer 
Gruppe zusammengeschlossen 
hatten, gestalteten Aktionen, die in 
ihrer Radikalität, Konsequenz und 
Dichte ihresgleichen suchen und als 
ein bedeutungsvolles Zeichen in 
unserer Zeit stehen." 

Zur Frage "Was war der Wiener Ak¬ 
tionismus und was ist er heute?" gibt es 
am 27. Mai 1989 eine Führung in der 
Ausstellung "Aktionsmalerei-Aktio¬ 
nismus. Wien 1960-1965" 


Strafen für Künstler des Wiener Aktionismus wegen 
Ausübung ihrer künstlerischen Tätigkeit 

eine tradition jenseits von "kunst" und Subvention hat seit je staatserhaltende kräfte auf 
den plan gerufen, der Staatsanwalt und der psychiater treten an die stelle des kunstkri- 
tikers, wenn die grenzen der staatlichen Wirklichkeit und dasterrain der offiziellen kom- 
munikation verlassen werden, die Protagonisten des wiener aktionismus und films 
haben diese besonders intensiv erfahren, hier ein kurzes kapitel aus der historie der 
österreichischen infamie. 

1961 

rainer, wolfsburg, november, Übermalung eines von den vw-werken preisgekrönten 
bildes, 2 tage arrest, strafrechtliche Verurteilung 1962 

1963 

nitsch, wird von der polizei als opernmörder verdächtigt, polizeiliche Schließung desab- 
reaktionsspieles im perimetkeller, 14 tage gefängnis, psycho physischen naturalismus) 

brus, nitsch u. cary bauer, 3 tage arrest, "indem sie einen jutesack, gefüllt mit innerei- 
en in den donaukanal geworfen haben") 

rühm, muehl werden auf grund ihrer arbeiten als opernmörder verdächtigt 
muehl, 14 tage gefängnis (psychophysischer naturalismus) 

1964 

nitsch, ausstellung und aktion in galerie junge generation auf Intervention von vizebür- 
germeister mandl nach 2 tagen geschlossen, vortrag verboten 

muehl, 1000 Schilling strafe an die gemeinde wien (öffentl. aktion) 

1965 

brus, wiener Spaziergang, gestoppt durch die polizei, 80 Schilling strafe 

1966 

nitsch, 6 monate bedingt ausgesprochen (4. abreaktionsspiel) 

nitsch, eine woche gefängnis wegen abhaltung einer theateraufführung in einer galerie 

brus, 5000 Schilling strafe an die gemeinde wien (vietnamparty) 

muehl, 5000 Schilling strafe an die gemeinde wien (vietnamparty) • 

1968 

muehl, 14 tage arrest wegen Störung der öffentl. Ordnung, 14 tage arrest wegen erre- 
gung öffentl. ärgernisses, 4 wochen arrest wegen leichter körperverletzung, 2 monate 
Untersuchungshaft (kunst und revolution) 

brus, 14 tage wegen Störung der öffentlichen Ordnung, 14 tage wegen erregung öfent- 
lichen ärgernisses, 6 monate strenger arrest, verschärft durch zwei fasttage und zwei 
harter lager monatlich ("...indem günter brus während des absingens der bundeshym- 
ne in völlig entkleidetem zustand die große notdurft verrichtete, sich die exkremente an 
seinem körper verrschmierte und längere zeit onanierte. 11 ), 2 monate Untersuchungs¬ 
haft, das, urteil wurde in zweiter instanz auf 5 monate herabgesetzt, (kunst und revolu¬ 
tion) 

wiener, 14 tage arrest wegen Störung der öffentl. Ordnung, 14 tage arrest wegen erre¬ 
gung öffentl. ärgernisses, 2 monate Untersuchungshaft, wurde rehabilitiert (kunst und 
revolution) 

(aus: "wien-bildkompendium wiener aktionismus und film", hg. von peter weibel und 
valie export, frankfurt 1970) 
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Satanische Verse, der Iran und die "zivilisierte Welt" 


(anna:tu:tb) 

Am Freitag, den 5. Mai wurde die 
schon Tage zuvor in der TU geplante 
Lesung aus Salman Rushdies Satani¬ 
schen Versen im Theaterzelt im 
Wiener Sigmund-Freud-Park nachge¬ 
holt. Auch eine Gegendemonstration 
islamischer Fundamentalistlnnen 
bildete sich und zog mit Transparen¬ 
ten, einem großen Modell des 
Tempels in Jerusalem, Fahnen und 
Khomeini-Bildern zum Schottentor. 

Ihr Hauptargument war jedoch nicht 
der Autor oder der Iran, sondern der 
Kampf des palästinensischen Volkes 
gegen Israel und die USA. 

Was den Rushdie-Zuschauerinnen 
blieb, war ein schales Gefühl. Durch¬ 
aus vertretenswerte Argumente 
wurden benützt, um von der Proble¬ 
matik des Irans abzulenken. 

Bei der Veranstaltung im Zelt refe¬ 
rierte u.a. B. Nirumand über den Iran 
und Khomeini heute. Daraus hier die 
folgenden Ausschnitte: 

Seit dem Abschluß des Waffenstillstandes 
der Kriegsgegner im August 1988 sind im 
Iran schätzungsweise mehr als 10 000 politi¬ 
sche Gefangene hingerichtet worden(...). 
“Mein Sohn war 14 Jahre alt, als er beim 
Verkauf einer Zeitung verhaftet wurde," er¬ 
zählte neulich ein-Vater auf einer Pressekon¬ 
ferenz der Grünen in Bonn. "Sieben Jahre 
lang wurde er gefoltert; er wurde mit kochen¬ 
dem Wasser begossen, im Winter mußte er 
stundenlang barfuß durch den Schnee 
laufen, mit Stiefeln hat man ihm die Zähne 
ausgeschlagen, für deren Ersatz ich 5 000 
Mark bezahlen mußte, nun hat man ihn er¬ 
schossen." In den Gefängnissen - man nennt 
sie "Islamische Lehranstalten" - werden die 
Gefangenen einzeln einem geistlichen 
Richter vorgeführt; jedeR Gefangene muß 
sich zum Islam und Khomeinis Gottesstaat 
bekennen und den Richter von seinem Sin¬ 
neswandel Übezeugen. Als Beweis dafür gilt 
dfe Bereitschaft, an den Exekutionen der 
eigenen Freunde und Verwandetn aktiv teil¬ 


zunehmen: Weigert sich eineR, wird sie/er 
nach der Gerichtsverhandlung, die in der 
Regel weniger als 5 Minuten dauert, zum 
Tode verurteilt und unmittelbar danach er¬ 
schossen. So sind einige Gefängnisse wie 
das von Anogan innerhalb von wenigen 
Monaten vollständig leergeschossen 
worden. Allmählich könnten die Mullahs be¬ 
haupten, daß es im Iran fast keine politischen 
Gefangenen mehr gibt. Unfähig, der Bevöl¬ 
kerung plausibel zu machen, weshalb sie 8 
Jahre lang "Krieg, Krieg bis zum Sieg” 
gerufen haben und dabei 100 OOOe Men¬ 
schen geopfert und die Zerstörung größerer 
Teile des Landes hingenommen haben, ver¬ 
suchen nun die Gottesmänner durch die Her¬ 
stellung einer Atmosphäre der Angst jede 
Frage nach einer Logik des 8jährigen Krieges 
und ihres plötzlichen Sinneswandels zu un¬ 
terbinden. Es wurden ja nicht nur tausende 
von Gefangenen in den Gefängnissen hinge¬ 
richtet, auch Oppositionelle, die bereits ihre 
Gefängnisstrafe verbüßt hatten und .entlas¬ 
sen worden waren, wurden erneut inhaftiert, 
und viele von ihnen ohne Angabe von 
Gründen exekutiert. 

Zur Abschreckung der Bevölkerung wurden 
in vielen Städten die Gefangenen auf öffent¬ 
lichen Plätzen gehängt. Der oberste Justiz¬ 
herr des Gottesstaates verkündte beim öf¬ 
fentlichen Freitagsgebet; "Die Justiz steht 
unter starkem Druck der öffentlicehn 
Meinung. Wir wurden gefragt, warum wir die 
Gefangenen überhaupt vor Gericht stellen, 
anstatt sie gleich hinzurichten. Das Volk ver¬ 
langt, daß alle ausnahmslos hingerichtet 
werden." Zwar konnte dieser massive Terror 
eine zeitlang .für die Herstellung einer Fried¬ 
hofsruhe sorgen, für die nahezu vollständig 
ruinierte Wirtschaft, für die unhaltbare soziale 
Misere und für den inneren Machtkampf in¬ 
nerhalb des Regimes, der den Bestand der 
Republik ernsthaft gefährdete, konnte er 
keine Lösung liefern. Daher plante Khomeini, 
wie schon so oft, ein Ablenkungsmanöver. 
Die spektakuläre Aufforderung an den sowje¬ 
tischen Staats- und Parteichef Gorbatschow 
mit der Aufforderung, er solle endlich seine 
sozialistischen Ideen ad acta legen und sich 
zum Islam bekennen, zündete nicht. Die Auf¬ 
forderung wurde eher als Scherz aufgefaßt. 
In dieser Ausweglosigkeit fielen die "Satani¬ 
schen Verse" des indisch-britischen Schrift¬ 
stellers dem Ayatollah wie ein Geschenk des 
Himmels in den Schoß. Der Roman gab ihm 
die Gelegenheit, sich als Führer der islamsi¬ 
chen Welt zu präsentieren, an die religiösen 
Gefühle der Gläubigen zu appellieren, sie 


ideologisch zu mobilisieren und an sein 
Regime zu binden. 

Khomeinis Mordaufruf ließ die Welt auf- 
schreien, v.a. in Europa löste er eine Welle 
der Empörung und des Protestes aus. Mit 
Recht wurde die Veröffentlichung des 
Romans verlangt und auf freie Meinungsäu¬ 
ßerung und der Information insitiert. Ich 
möchte mich dieser Ansicht ohne Einschrän¬ 
kung anschließen (...) Dennoch sei mir als 
Iraner erlaubt, zu den in Europa erfolgten Re¬ 
aktionen auf den Fall Rushdie rückblickend 
einige kritische Bemerkungen zu machen. 
Zunächst erweckt es Erstaunen, daß die bei 
Politikerinnen und Intellektuellen ausgelöste 
Woge der Wut und des Entsetzens bald zum 
Ersticken kam. Die meisten EG-Länder 
haben ihre Botschafter wieder nach Teheran 
zurückgeschickt; die Führer der islamischen 
Republik haben diesen Canossagang offi¬ 
ziell als Bekenntnis der Schuld und Reue be¬ 
zeichnet. Erinnern wir uns doch, wie viele 
Fäuste und Zeigefinger damals gegen den 
blutrünstigen Khomeini erhoben wurden, 
wieviele Drohungen ausgesprochen wurden: 
Politikerinnen rasselten mit den Sanktionen. 
Schriftstellerinnen und Künstlerinnen stiegen 
mutig, ja beinahe märtyrerhaft auf die Barri¬ 
kaden, verlangten die Rücknahme des To¬ 
desurteils. 

Doch das Urteil blieb bestehen, die Verteidi¬ 
gung der - wie sie sagten europäischen Zivi¬ 
lisation - währte nur wenige Tage, der Auf¬ 
stand erwies sich als ein Sturm im Wasser¬ 
glas. Abermals wurde der Weltöffentlichkeit 
vorgeführt, daß diese so hochgepriesene Zi¬ 
vilisation dort ihre Grenzen findet, wo das 
Geld fließt, v.a. dann, wenn sich die Quelle 
des Profits außerhalb europäischer Grenzen 
befindet. 

Läuft das Geschäft, dann ist alles klar. Folter. 
Mord, Verwüstung von Regionen, Vertrei¬ 
bung ganzer Völker in den Hunger, auf die 
Flucht in den Tod.... zB im Iran. Es wird doch 
niemand leugnen, daß der Iran seit nunmehr 
10 Jahren von einer Clique beherrscht wird, 
die vor Massenmord, Geiselnahme. Krieg 
und terroristischen Aktivitäten nach innen 
und außen nicht zurückschreckt. Hat diese 
Tatsache etwa die zivilisierten Europäer 
daran gehindert, mit diesen Terroristen die 
besten Geschäfte zu machen und 8 Jahre 
lang durch Waffenlieferung jenes Kriegsfeu¬ 
er zu schüren, das die beiden Länder Iran 
und Irak verwüstet und 1 Mio Menschen das 
Leben gekostet hat? 
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Holland: Blockade des Shell-Laboratoriums: 

EEN BEETJE GOLF NEEMT AL GAUW 1000 SCHELPEN MEE 

(Eine kleine Welle schwemmt leicht tausend Muscheln mit) 


(°) 

Seit der zweitägigen Blockade des 
Shell-Laboratoriums Mitte April sind 
holländische Aktivistinnen um eine 
Enttäuschung reicher. Der sozialde¬ 
mokratische Bürgermeister Ed van 
Thijn (PvdA) der "Anti Apartheidsge¬ 
meinde" Amsterdam hatte zwar ange¬ 
kündigt "Demonstrieren ist erlaubt, 
blockieren nicht" aber eigentlich hatte 
die Gemeinde bis dahin Anti-Apart¬ 
heidsaktivitäten wohlwollend gegen¬ 
über gestanden, öfters auch finanziell 
unterstützt. Also, so hatten die Aktivi¬ 
stinnen geglaubt, wird er schon mit 
sich reden lassen, oder es zumindest 
nicht auf eine harte Konrontation an¬ 
kommen lassen. Der Polizeieinsatz 
sprach allerdings eine andere Sprache. 

"Auf der Fähre hinüber zur Insel 
werden sic langsam munter, die Men¬ 
schen. Die Sonne scheint. Von den 
Schiffen, die auch bei der Blockade 
mitmachen, dröhnt Musik aus Laut¬ 
sprechern. Clowns laufen herum. Ich 
bin beinahe erwartungsvoll, wie vor 
einem Fest. Wir schlendern gemütlich 
zum Shell-Gebäude. Ich bin erstaunt, 
wieviele Leute ihre Musikinstrumente 
milhaben. Trommel Trompete, Flöte, 
Gitarre, Dosen: alles vorhanden. 

Viele Autonome, nach dem Aussehen 
zu urteilen, aber kaum Vermummte; 
aber auch kaum fotografierende Poli¬ 
zisten. 

...Spruchbänder werden am Zaun auf¬ 
gehängt, Polizisten sichen herum. Sie 
wirken beinah unbeteiligt. Jede/r lärmt 
herum, singt, schreit, schaut,...plötz¬ 
lich wird es unruhig. 

Ein Lieferwagen will durch die 
Menge. Er wird aufgehalten von den 
Leuten, muß anhalten, großes Herum¬ 
drängen. Der Lärm wird aggressiver, 
Parolen ‘Shell raus aus Südafrika!’ 
ertönen...es heißt, der LKW muß nicht 
zu Shell, aber auf jeden Fall hier durch. 
Er bahnt sich langsam seinen Weg. 
Hinter ihm tauchen plötzlich ME 
(Spczialeinheil der holländischen 
Polizei) mit Helmen und Tränengas¬ 
masken auf...sie werden immer mehr. 
Auch die 30, die zu Beginn auf der 


einen Seite des Platzes vor dem 
Haupteingang gestanden hatten, ver¬ 
mehren sich unglaublich, tragen plötz¬ 
lich Helme, Schilder und Gasmasken 
und sind zu Pferde. 

Sie drängen uns vom Platz auf die 
Straße. Die Demonstranten werden 
unruhig. ’Rustig, maar rüstig’ (ruhig, 
nur ruhig) ist immer zu hören, Ketten 
werden gebildet. 

Die Polizisten hören nicht auf uns zu¬ 
rückzudrängen. Einige Menschen 
setzen sich in Ketten auf den Boden. 
Dann geht alles 
unglaublich 
schnell. Polizi¬ 
sten auf Pferden 
reiten auf die Sit¬ 
zenden zu, die 
Pferde scheuen 
ein wenig, lassen 
sich dann doch 
weitertreiben. - 
Sie bleiben nicht 
stehen. 

Entsetzen und 
wegrennen. Auf- 
einmal ist schön 
das zzzz einer 
Tränengasgrana- 
te zu hören, 
zzzzz und die zweite. 

(...)es ist wie eine Hasenjagd. An jeder 
Ecke stehen Polizisten mit Masken. 
Wir werden über eineinhalb Kilome¬ 
ter zurückgedrängt bis eine Gruppe 
endlich zu singen anfängt, und singt 
ganz laut. Afrikanische Lieder und 
Percussion. Eine Sängerin, in weißem 
Gewand ruft mehrmals: 'Tanzen ist die 
beste Blockade!' Und wirklich fangen 
Menschen zu tanzen an, umringt von 
Polizisten. 

Ein groteskes Bild. 

Ich glaube, ich werde es nie vergessen." 
Fazit des ersten Blockadetages: vier 
Festgenommene, die allerdings am 
nächsten Tag wieder freigelassen 
werden, und, neben einigen Leichtver¬ 
letzten, zwei Schwerverletzte, wovon 
einer mit einem Nierenriß durch einen 
Pferdetritt. 

"Aber weder Jerocn Saris noch ich 
haben viel Steine fliegen sehen. Ich sah 
sie nur sporadisch bei Festnahmen 
und wenn die Polizei stürmte. Und 


auch da funktionierte die soziale Kon¬ 
trolle recht effektiv. Im übrigen war es 
Konzept nach Van Thijn jeden Beginn 
einer Blockade zuvorzukommen. Was 
übrigens auch nur den ersten Ansturm 
begreiflich macht. Daß dabei fast 
jemand umgekommen wäre, war Van 
Thijn unbekannt" 

Die Pressemeldungen des folgenden 
Tages sind durchwegs auf Seiten der 
Demonstrantlnnen, oder zumindest 
sehr kritisch gegenüber dem Polizei¬ 


einsatz. Intern unter den Demonstran¬ 
tlnnen wurde zwar auch Kritik geübt 
(v.a. an einer Gaspistole mit der ir- 
gendsoein "unglaubliches Arschloch" 
herumgefuchtelt halle, und damit den 
Gerüchten unter den Polizisten, daß 
die Demonstrantlnnen bewaffnet 
seien, Nahrung verschafft hatte) doch 
waren sich alle einig, daß die Gewalt 
von Seiten der Polizei gut vorbereitet 
gewesen sei. 

"Total unerwartet jagten die Polizisten 
die Menschen in die Tränengaswolke 
hinein. Wonach sie sich ebenso ge¬ 
heimnisvoll hundert Meter zurückzo- 
gen. Und dann probierst du ein paar 
Menschen, die zurecht in die Luft 
gehen, davon zu überzeugen, daß sie 
trotzdem kein Steine schmeißen 
sollen, weil die Strategie der Polizei 
bzw. von Van Thijn schon sehr deut¬ 
lich ein Versuch zu sein scheint, 
Randale von Demonstrantlnnen in 
einem Wohnviertel zu provozieren. 
Was ihnen, ich muß mir doch mal eben 
die Augen reiben vor Erstaunen, nicht 
gelungen ist." 
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Trotz des gewaltsamen Polizeieinsat¬ 
zes sind am nächsten Tag mehr Men¬ 
schen anwesend als am ersten Tag. 
Shell hat den Laboratoriumsangestell¬ 
ten schon im vorhinein für diesen Tag 
freigegeben und alle Lieferungen ab¬ 
gesagt. 500 Arbeitnehmerinnen, die 
dennoch arbeiten wollen, werden mit 
schwerer Eskorte und unter begleiten- 
dem Tränengaseinsatz auf das 
Gelände geschleust. Dieser ist aber 
harmlos im Vergleich zum Vortag, und 
unter anderem verhindert ein Ordner¬ 
dienst, daß die Demonstrantlnnen in 
bedrohlichen Momenten panisch das 
Weite suchen. 

Diesmal ist es mit Unterbrechungen 
beinah wirklich ein Fest, Lastwagen 
fahren die ganze Zeit umher mit 
Musik- und Theaterdarstellungen auf 
ihrer Ladefläche. Auch Nicht-Profes¬ 
sionelle spielen und machen Musik. 
Wenig Organisationen, Gruppen, Par¬ 
teien etc. sind als solche anwesend, es 
gibt wenig Flugblätter, aber es spielt 
sich (buchstäblich) viel ab. 

Anti-Shell-Aktionen haben mittler¬ 
weile schon Tradition in den Nieder¬ 
landen. Seit 1979 verschaffen verschie¬ 
denste Aktionen Shell immer wieder 
einen Platz in den holländischen 
Medien, vor allem in Bezug auf sein 
Engagement in Südafrika (was aber 
lang nicht das einzige bemerkenswer¬ 
te zum Supermulti Shell ist; doch 
davon in der nächsten Nummer). 
Brandanschläge auf Shelleinrichtun¬ 
gen sind keine Seltenheit. In den 
letzten Monaten kam es mehrmals vor, 
daß in nächtlichen Aktionen Wasser in 
die Zapfsäulcntanks gepumpt wurde, 
was in einem Fall sogar einen handfe¬ 
sten Stau wegen liegengebliebener 
Autos zur Folge hatte. Häufige Aktio¬ 
nen sind aber vor allem Tankstellen¬ 
blockaden und nächtlicherweise Zapf¬ 
schläuche aufschneiden. Allein die 
letzten drei Wochen vor der Blockade 
zählten sicher vierzig bis fünfzig 
solcher Aktionen, wenn nicht mehr in 
ganz Holland. 

Das "Blockadespektakel" selbst war 
schon seit ca. einem Jahr in -zig 
Gruppen im ganzen Land vorbereitet 
worden, und sorgte schon'Im vorhin¬ 
ein für einiges Aufsehen. So strengte 
Shell einen Prozeß gegen Gemeinde- 
rätlnnen an, die einen Aufruf in der 
"Volkskrant"(einer großen linken Ta¬ 


geszeitung) zur Shellblockade unter¬ 
schrieben hatten - und verlor. 

Aber auch in der Szene war das ge¬ 
plante Spektakel Anlaß für viel Dis¬ 
kussionen. So warfen Autonome den 
Organisatorlnnen vor, sie hätten sich 
zu sehr an teilnehmende sozialdemo¬ 
kratische Organisationen angepaßt, in 
dem sie zum Beispiel die Losung "Frei¬ 
heit für Rene" nicht in den Forde¬ 
rungskatalog aufgenommen hatten. 
Rene (inzwischen doch frei) war 
wegen angeblicher Brandstiftung bei 
einer Shelleinrichtung zu mehrjähri¬ 
ger Haft verurteilt worden. Andere 
wieder warfen autonomen Aktivistin¬ 
nen, die dieser Kritik mit einem 
Brandanschlag (ebenfalls bei einer 
Shelleinrichtung) Nachdruck verlei¬ 
hen wollten, vor sie hätten die Aktion 
zum falschen Zeitpunkt gesetzt, und 
würden so kurz vor der Blockade 
damit eher Spaltung bewirken als 
sonstwas,... 

Ein anderer Diskussionspunkt ergab 
sich rund um eine Gruppe von Shell- 
Arbeitnehmerinnen, die einige 
Monate zuvor Aufsehen erregt hatten 


mit einer Zeitungsanzeige in der sie 
die Shell-Leitung aufgefordert hatten, 
Shell aus Südafrika zurückzuziehen. 
Für die Aktionstage hatten sie geplant 
auf dem Betriebsgelände ein Transpa¬ 
rent aufzuhängen mit der Aufschrift 
"Apartheid ist es wert, dagegen zu 
kämpfen. Andererseits äußerten Mit¬ 
glieder dieser Gruppe aber auch die 
Befürchtung, daß die Demonstrantln¬ 
nen ihrer internen Bewußtseinsarbeit 
mit "harten" Aktionen, wie zum Bei¬ 


spiel einer Blockade in den Rücken 
fallen würden. 

Interessant ist aber auch der Eiertanz, 
den die Stadtverwaltung Amsterdam 
(ähnlich in Rotterdam, Den Haag,...) 
vollführt. Einerseits erkennt sie sich 
selbst das Prädikat "Anti-Apartheids- 
gemeinde” zu, finanziert Aktivitäten in 
diese Richtung, “führt Gespräche" mit 
Shell, Phillips und anderen in Südafri¬ 
ka involvierten Betrieben, fordert die 
Regierung zu Maßnahmen gegen 
Apartheid auf, andererseits tanken 
Gemeindebetriebe bei Shell, läßt die 
Gemeinde sich bei Energicsparaktio- 
nen von Phillips Sponsoren, die Liste 
läßt sich noch lang fortsetzen. Dabei 
gibt es unter den niederländischen 
"Anti-Apartheidsgemcinden" (80 an 
der Zahl) sehr wohl solche, die alle 
Geschäfte mit Betrieben mit Nieder¬ 
lassungen in Südafrika abbrechen. 

Dieses doppelte Spiel gedachte Van 
Thijn wohl auch in Bezug auf das 
Blockadespektakel fortzuselz.cn. So 
wurde während der Blockadetage, der 
Fährbetrieb zum Ij, der Insel im 
Norden Amsterdams, auf der das 


Shell-lab liegt, verstärkt. Aber wie 
gesagt, der Polizeieinsatz dürfte viele 
Holländerinnen um eine Enttäu¬ 
schung bereichert haben. Denn - wie 
Ed van Thijn den Polizeieinsatz am da¬ 
rauffolgenden Tag schlicht und offen¬ 
herzig kommentierte - die Polizei hat 
sich an die Instruktionen gehalten. 

Genauere Informationen über Geschichte 
und Aktivitäten des Supermultis Shell - als 
Beispiel für viele andere - folgen (aus Platz¬ 
gründen) im nächsten TATblatt. 
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(lateinamerika andersitb) 

In einer Pariser Klinik erlag Ende 
April Raul Sendic, Gründer der Tupa- 
maros, der legendären Stadtguerrilla 
Uruguays, "einer langen, schweren 
Krankheit", wie die Ärzte mitteilten. 
Nach Angaben seiner Angehörigen litt 
der 63jährige an neurologischen Stö¬ 
rungen, die auf Mißhandlungen in der 
Haft zurückzuführen sind. Sendic war 


(PROWO [Projekt Wochenzeitung; BRD]) 
Etwa 10 000 (nach Angaben des 
Sender Freien Berlins SFB 16000) 
überwiegend Polizeibeamte demon¬ 
strierten am 9. Mai die Einheit der 
"Deiriokraten gegen Gewalt und 
Terror auf Berlins Straßen". Zu der 
Demonstration hatten nicht nur die 
GdP (Gewerkschaft der Polizei im 
DGB), sondern auch die einschlägige 
Presse (BZ und Konsorten) sowie 
SFB, etc. aufgerufen. 

Die Demonstration "zur Inneren Si¬ 
cherheit" sammelte sich am Platz der 
Luftbrücke und bewegte sich zum 
Rathaus Schöneberg. Das Bild des 
Aufzuges war bestimmt von den 
blauen Transparenten der rechtsex¬ 
tremen Republikaner (REP) und etwa 
2000 bewaffneten, uniformierten 
Beamten. 

Schon bei der Ankunft am Rathaus 
skandierten Hunderte "Pätzold raus", 
"Rot-Grün weg - hat keinen Zweck" 
und "Momper raus". Aus der Demon¬ 
stration heraus wurde unter dem 
Schutz von etwa 15 Beamten in 
Kampfuniform und ebensovielen Zi¬ 
vilbeamten eine Gruppe von acht 
"Nazis raus" rufenden Punks körper¬ 
lich angegriffen, einer zu Boden gesto¬ 
ßen. Nur knapp verfehlte der Kopf des 
Fallenden einen eisernen Straßenbe¬ 
grenzungspfahl. Zudem entriß ein bes¬ 
offener REP-Anhänger einem Foto¬ 
grafen die Kamera und versuchte ihn 
zu treten. Vorbeiziehende "Demonst¬ 
ranten" kommentierten die Angriffe 
mit den Worten "Deutsche Polizisten 


Stichwort Isolationshaft: 

Raul Sendic ist tot 

während der Militärdiktatur (1973 bis 
1985) schwer gefoltert worden. Zwölf 
Jahre verbrachte er in Isolationshaft. 
Erst nach dem Sturz der Diktatur kam 
er 1985 frei. Bis zu seinem Tod war er 
ZK-Mitglied der Tupamaros, die 
heute als legale politische Partei arbei¬ 
ten. 

Bereits 1960 organisierte Raul Sendic, 


gegen die Faschisten". Ein Redebei¬ 
trag, gehalten von einem Polizeipfar¬ 
rer, beschwor die Einheit Aller gegen 
"die Gewalt". Seine wohl zur Versöh¬ 
nung und Integration anhaltenden 
Einleitungsworte, Shalom Berlin, 
wurden von etlichen Kundgebungs¬ 
teilnehmern stirnrunzelnd und mit 
mindestens einem Zwischenruf "Bist 
wohl'nen Jude oder wat?" beantwor¬ 
tet. 


Ob) 

Carlos Saul Menem hat die Wahlen 
mit deutlichem Abstand gewonnen. 
Der populistische Peronist konnte 
49,1 Prozent der Stimmen ergattern, 
sein Kontrahent Eduardo Angeloz von 
der regierenden UCR (Radikale Bür¬ 
gerunion) kam lediglich auf 37 
Prozent. Die rechte UCeDe konnte 7 
Prozent der Stimmen auf sich vereini¬ 
gen, in Buenos Aires sogar knapp 
zwanzig. Das Linksbündnis "Izquierda 
Union" übersprang mit 3,7 Prozent¬ 
punkten knapp die in Argentinien gel¬ 
tende Drei-Prozent-Hürde. Nach den 
vorliegenden Ergebnissen kann 
Menem mit 315 von 600 Wahlmännern 
rechnen, die den neuen Präsidenten zu 
küren haben. 

Die politische Landschaft ist weiter 
nach rechts gerückt. Gleichzeitig mit 
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Sohn eines mittleren Großgrundbesit¬ 
zers, die Zuckerrohrarbeiter von 
Uruguay, deren Hauptparole bald 
"Por la tierra y con Sendic" (Für Land 
und mit Sendic) lauten sollte, 1962 
begann er mit dem Aufbau einer Un¬ 
tergrundbewegung die sich drei Jahre 
später unter dem Namen Tupamaros 
mit einer Bombe vor der Niederlas¬ 
sung von Bayer-Leverkusen in Monte¬ 
video zum erstenmal zu Wort meldete. 

1970 wurde Raul Sendic verhaftet, ein 
Jahr später gelang im zusammen mit 
107 Genossen eine spektakuläre 
Flucht aus dem Gefängnis. Bei der 
zweiten Verhaftung 1972 wurde sein 
Unterkiefer zerschossen. Zwölf Jahre 
lang hielt die Diktatur Sendic in Gei¬ 
selhaft und kündigte öffentlich an, ihn 
zu erschießen, falls die Tupamaros 
ihren Kampf fortsetzen würden. Doch 
die Untergrundbewegung war bereits 
vor der Machtübernahme der Generä¬ 
le militärisch geschlagen. Nach seiner 
Freilassung unterzog sich Sendic in 
Kuba einer Kieferoperation. Doch bis 
zu seinem Lebensende fiel ihm das 
Sprechen extrem schwer. 


den Präsidentenwahlen wurde auch 
die Hälfte des argentinischen Parla¬ 
ments neu gewählt. Auch hier legten 
die Peronistpn kräftig zu, ohne die ab¬ 
solute Mehrheit zu erreichen. Dersel¬ 
be Trend zeichnete sich auch bei den 
Wahlen zu 16 der 22 Provinzparlamen¬ 
te ab. In der Provinz Tucuman, im 
Nordwesten des Landes, errang der 
Ex-Chef der Aufstandsbekämpfung 
General Domingo Bussi 27 Prozent 
und machte seine neu gegründete 
Partei zur stärksten der Provinz. 


Westberlin: 

Polizei und Nazis mompern gegen Gewalt 


Rechtsruck in Argentinien 
Peronist wird neuer Präsident 
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BRD: Neues von Ingrid Strobl 

Rechtsstaat und Polizeidemokratur 

oder 

wie mann zu Urteilen die passenden Verfahren konstruiert 


(tb) 

Nicht nur frühlingshaftes Grün um¬ 
florte das OLG Düsseldorf, in dem 
gegen Ingrid Strobl verhandelt wird, 
vorletzte Woche: Von 9. bis 11. Mai 
tagte die "Kerntechnik 89" in Düssel¬ 
dorf. Was offenbar flächendeckenden 
Polizeischutz für die Sekundantlnnen 
der Atommafia notwendig machte. 
Wie auch immer, der konservative 
Frühling in der BRD dauert ohnehin 
schon viel zu lange. 

Am 9. Mai waren erstmals seit Prozeß¬ 
beginn mehr Zivilpolizistlnnen als 
Prozeßbesucherinnen im Saal. Es 
hatte sich wohl herumgesprochen, daß 
an den beiden Prozeßtagen in der 
zweiten Maiwoche nur "verlesen" 
werden sollte - ein nervtötender und 
ermüdender Vorgang, wenn OLG- 
Vorsitzender Arend schlecht und un¬ 
verständlich stundenlang Texte aus 
uralten Veröffentlichungen der Revo¬ 
lutionären Zellen runterleiert. Immer 
noch zum angeblichen Beweis dafür, 
daß Ingrid Strobl als Weckerkäuferin 
mindestens Unterstützerin der RZ 
sein müsse. 

Nachdem wieder mal alle Anträge der 
Verteidigung vom Senat abgeschmet¬ 
tert wurden, sorgte hingegen für Über- 
raschung, daß zwei Anträge von 
Ingrids Verteidigerin Edith Lunne- 
bach auf nochmalige Zeugenverneh¬ 
mung zugelassen wurden. 

Für den 16. Mai wird deshalb die Düs¬ 
seldorfer Rechtsanwältin D. Frings 
geladen, an die sich Ingrid Strobl 
gewandt hatte, als sie durch den Anruf 
bei "Emma" von ihrer Observation 
gehört hatte. Für den 17. Mai sind die 
BKA-Beamten Finkler und Deutes- 
feld und die Verkäuferin des Kölner 
Uhrengeschäfts Wempe vorgesehen, 
um die erheblichen Widersprüche in 
den Aussagen dieser Zeuginnen, die 
Ingrid belasten sollen, zu klären. 

Am Nachmittag des 17. Mai soll das 
Schlußplädoyer der Anklage folgen, 
am 24. Mai das der Verteidigung. 


Nach dem Schlußwort der Angeklag¬ 
ten am 5. Juni soll am Tag darauf 
bereits die Urteilsverkündung stattfin¬ 
den — die Urteile liegen offensichtlich 
bereits fertig in den Schubladen. 

Wie in Ingrids Verhandlung sollen 
jetzt auch bei Uli Winterhalters 
Prozeß "Erkenntnisse" über dessen 
politische Aktivitäten dessen unlaute¬ 
re Absichten dokumentieren: Uli soll 
nicht nur in den Köpfen der BAW, 
sondern auch in den Akten zur RAF 
zugehörig und somit bestrafbar 
werden. 

Das Verfahren richtet sich außer 
gegen Uli gegen vier weitere legal 
lebende Frauen und Männer aus der 
Stuttgarter Widerstandsszene. Nicht 
nur, um die vermutete Zusammenar¬ 
beit von Verfassungsschutz und 
Polizei zu beweisen, sondern auch um 
Licht in die gesamte Vorgehensweise 
der Staatsschutzapparate gegen die 
Stuttgarter Szene zu bringen, steht für 
Ulis Verteidigung die Frage nach den 
Erkennlnisquellen des LKA (Landes¬ 
kriminalamt) im Vordergrund. So 
wurden Ulis Teilnahme an diversen 
legalen politischen Veranstaltungen 
und Aktionen seitens Zeugen des 
LKA in den Prozeß eingeführt. 
Fragen, woher denn das LKA dieses 
Wissen beziehe, führten zu einiger 
Verlegenheit bei den Beamten. Regel¬ 
mäßig übernahm der Vorsitzende 
Richter Schmid die Rolle des Retters 
in der Not und erinnerte die Beamten 
an die Beschränkung ihrer Aussage¬ 
genehmigung. 

Nicht der einzige peinliche Punkt für 
die Anklage: Während die BAW in 
ihrer Anklageschrift behauptet, das 
Narkosemittel "Ketanest" sei das 
einzige bei Uli aufgefundene Medika¬ 
ment, es habe sich also, entgegen Ulis 
Aussage, nicht um eine Medikamen- 
tensammlung gehandelt, ergab die 
Zeugenvernehmung der LKA- 
Beamten genau das Gegenteil. Laut 
den LKA-Leuten soll beim Ketanest 
nämlich auch noch anderes gefunden 


worden sein - Schmerzmittel, Kreis¬ 
laufmittel, jedenfalls "Haushaltsübli¬ 
ches". 

Die Hausdurchsuchung - eine von 
bundesweit vierzig Anfang September 
1988 - förderte zwar nicht die ange¬ 
strebten Ergebnisse zutage -- laut 
Durchsuchungsauftrag Materialien 
zum "Aufbau einer antiimperialisti¬ 
schen westeuropäischen Front". Zur 
Manipulation ist sie für die BAW 
immer noch gut: Kommentarlos bricht 
die Aufzählung des beschlagnahmten 
Materials mit der Nennung einer 
"Stahlkcttc" ab. Verschwiegen wird 
das zugehörige Vorhängeschloß plus 
Schlüssel - offenbar will da wer Uli 
einen brutalen Charakter unterjubeln. 

Die Prozeßerklärung von Uli, die wir 
letztes Mal angekündigt haben, 
kommt leider nicht, ln der nächsten 
Nummer berichten wir voraussichtlich 
über das 129a-Verfahren gegen die 
PKK, das demnächst vor dem - vom 
Prozeß gegen Ingrid Strobl sattsam be¬ 
kannten — 5. Senat des OLG Düssel¬ 
dorf slattfinden wird. Unter anderem 
gegen Ali Sapan, der von den österrei¬ 
chischen Behörden an die bundes¬ 
deutsche Justiz ausgelieferl wurde. 

Zum Thema Beugehaft: Während eine 
Frau, Gaby H., seit 16. März in Bühl im 
Häfen sitzt, wurde der Beugehaftbe¬ 
schluß gegen die zwei Frauen aus 
Bochum inzwischen aufgehoben. Die 
konkreten Fragen, zu denen Gaby H. 
aussagen soll, wurden bisher weder ihr 
oder ihrer Anwältin, noch dem 
Richter am Bundesgerichtshof, der 
den Beugehaftbeschluß entschied, 
mitgeteilt. Zudem ist Gaby unter Haft¬ 
bedingungen eingesperrt, die in ihrer 
Schärfe wesentlich über die Zivilhaft 
hinausgehen. 
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Am 11. Mai erreichte uns folgendes Bekennerinnenschreiben: 

Solidarität mit dem Hungerstreik 

Brandanschlag auf Firma Schering 


Schering-Mörderschweine!!! 

Keine Komalösung!!! 

Zusammenlegung sofort!!! 

Wir haben am 8.5.89 einen Brandanschlag 
auf die Firma Schering-Pflanzenschutz in 
Wien 14 verübt. Wir verstehen diesen An¬ 
schlag als Solidaritätsaktion mit dem Hun¬ 
gerstreik, in dem sich die Gefangenen aus 
RAF und Widerstand in der BRD seit 1. 2. 
1989 befinden. Wir wollen damit deren For¬ 
derungen unterstützen: 

-Zusammenlegung aller Gefangenen aus 
Guerilla und Widerstand in ein oder zwei 
große Gruppen, in die neue Gefangene inte¬ 
griert werden, mit Zugang zu den Gemein¬ 
schaftshöfen. 

Zusammenlegung der Gefangenen, die 
dafür kämpfen. 

-Freilassung der Gefangenen, deren Wieder¬ 
herstellung nach Krankheit, Verletzung oder 
Folter durch Isolation unter Gefängnisbedin¬ 
gungen ausgeschlossen ist 
-Freilassung von Günter Sonnenberg, 
Claudia Wannersdorfer, Bernd Rössner, An¬ 
gelika Goder 

-freie medizinische Versorgung ohne Staats¬ 
schutzkontrolle für alle Gefangene 
-freie politische Information und Kommuni¬ 
kation der Gefangenen mit allen gesell¬ 
schaftlichen Gruppen 

Kann die Zusammenlegung durchgesetzt 
werden, so hat dies Auswirkungen auf die Si¬ 
tuation der politischen Gefangenen und die 
Kampfbedingungen des Widerstands in 
ganz Westeuropa. Mit dem Anschlag auf 
Schering wollen wir in die Auseinanderset¬ 
zung zwischen Guerilla/Widerstand und 
Staat eingreifen. Die Auseinandersetzung 
zwischen Herrschenden und jenen, die sich 
gegen Unterdrückung wehren, läuft nicht nur 
in der BRD, sondern in jedem Staat, also 
auch in Österreich. Wegen dem hohen Grad 
der sozialen Befriedung, der nahezu fehlen¬ 
den Klassenkämpfe und der guten Konditio¬ 
nen, die der österreichische Staat bietet, ist 
Österreich bevorzugter Standort für Kon¬ 
zernniederlassungen. Mit diesem Angriff 
wollen wir auch klarstellen, daß sie, längerfri¬ 
stig gesehen, nirgends ihre Projekte unge¬ 
stört durchziehen können. 

Bei der zentralen Forderung der Gefange¬ 
nen, der Zusammenlegung in 1 oder 2 große 
interaktionsfähige Gruppen, geht es darum, 
die Totalisolation und sensorische Depriva¬ 
tion, d.h. die Isolationsfolter, der die Gefan¬ 
genen z.T. seit 18 Jahren ausgesetzt sind, zu 
durchbrechen. Diese Haftbedingungen 
wurden konzipiert, um die revolutionäre 
Identität der Gefangenen zu zerstören, d.h. 
letztendlich sie zu vernichten. Die Kleingrup¬ 
penkonzeption, die zur Zeit von Teilen der 
SPD und der Grünen angeboten wird, ist nur 
ein scheinbares Entgegenkommen, denn 
auch die Kleingruppe bedeutet Isolation. Die 
Auswirkungen der Kleingruppenisolation 
werden seit Jahren erforscht, schon jetzt be¬ 
finden sich Teile der politichen Gefangenen 


in Kleingruppenisolation. 

Ähnlich wie die Komamethode dient die so¬ 
genannte Kleingruppenlösung dazu, das öf¬ 
fentliche "humanitäre“ Gewissen zu beruhi¬ 
gen. Unter dem Deckmantel der "Humanität" 
werden neue Methoden zur Brechung des 
Willens der Gefangenen erprobt und ange¬ 
wendet. Nach dem letzten Hungerstreik 
(1981) weigerten sich einige Ärzte, die 
Zwangsernährung durchzuführen, da sie 
ihrem "ärztlichen Ethos" widersprach (einge¬ 
schlagene Zähne, extreme Gewaltanwen¬ 
dung, bei Widerstand Todesgefahr). Auch in 
der Öffentlichkeit stieß die Zwangsernährung 
(Sigrud Debus wurde auf diese [Art; Anm.,tb] 
umgebracht) zunehmend auf Widerstand. 

Es folgten Beratungen von Juristen, Ärzten 
und Senatsvertretern, um eine "praktikable 
Lösung”zu finden. Diese Beratungenfanden 
z.T. am Betriebsgelände von Schering in 
Berlin-Wedding statt. Unter maßgeblicher 
wissenschaftlicher Beteiligung von Schering 
wurde die Komamethode entwickelt. Sie 
dient dazu, die Gefangenen zum Abbruch 
des Hungerstreiks zu zwingen, bei gleichzei¬ 
tiger Verlängerung des "Lebens" ins Unend¬ 
liche. Bei Knut Folkerts wurde dieses 
"saubere" Mittel erstmals erprobt: 

"Mit der Kömamethode haben sie die Ausein¬ 
andersetzung grundsätzlich in den Grenzbe¬ 
reich zwischen Leben und Tod verlagert. Die 
Zwangsernährung war direkte physische 
Gewalt, die den Willen brechen sollte. Die Ko¬ 
mamethode steigert die Brutalität. Sie 
warten, bis man halbtot ist, setzen dann ihre 
Intesivmedizin ein. In der maximalen Auszeh¬ 
rung von Körper und Geist wirst du dann be¬ 
wegungsunfähig. totalisoliert und zugleich 
Reizattacken ausgesetzt, was in dir implo- 
diert und nichts von dir, von dem, was du 
willst und wofür du kämpfst, übrig lassen soll. 
Wie die 'weiße'Folter durch Isolation ist die 
Komamethode eine Gewalt ohne Gesicht." 


Die Gewalt wird unkenntlich gemacht, als 
Rettungsmaßnahme verkleidet. Die Ver¬ 
schiebung auf die medizinische Ebene soll 
den Konflikt entpolitisieren und von seiner 
wirklichen Grundlage und Lösung verlagern. 

Schering, als Multi Teil des Imperialismus, 
d.h. jenes Systems, das Guerilla und Wider¬ 
stand bekämpfen, hat massives Interesse 
daran, die Widerstandsbekämpfung weiter¬ 
zuentwickeln und darin auch eine lange Tra¬ 
dition. Der Untersuchungs- und Laborkom¬ 
plex für Menschenversuche im KZ Aus¬ 
schwitz wurde von Schering eingerichtet. Die 
Sterilisationsversuche, bei denen unzählige 
Menschen ermordet wurden, liefen dort. Ei¬ 
nerseits Vernichtung von Widerstand, ande¬ 
rerseits billige und problemlose Forschung 
an "Menschenmaterial", aus deren Ergebnis¬ 
sen dann riesige Profite gezogen werden 
können. Schering ist heute weltweit an der 
Unterwerfung, Ausbeutung und Ermordung 
von Menschen beteiligt. 

Schering hat in 18 Ländern Produktionsstät¬ 
ten, Tochtergesellschaften und Forschungs¬ 
oder Versuchslabors für Pflanzenschutz; 
hauptsätzlich produziert wird in der BRD, in 
Spanien, Kolumbien und Italien. Multis wie 
Schering sind wesentlich an der Ausbeutung 
und Abhängigkeit der sogenannten "3. Welt" 
beteiligt. In den 60er Jahren sind den 
Ländern der Peripherie riesige Exportmono¬ 
kulturen aufgezwungen worden, - damit 
wurden die Selbstversorgungsstrukturen der 
Kleinbauern zerstört. Durch den Export neuer 
Technologien in die sogenannte "3. Welt” ver¬ 
tiefte sich die Kluft zwischen Arm und Reich, 
da sich die Kleinbauern die teuren Düngemit¬ 
tel, Saatgut und Geräte nicht leisten konnten. 
Da die überzüchteten, genetisch verarmten 
Monokulturpflanzen nur mit massivem 
Dünger-Pestizid-Herbizid-Gebrauch den er¬ 
strebten Ertrag bringen, ist der Absatz der 
Konzerne ebenso gesichert, wie die wach¬ 
sende Abhängigkeit der ausgebeuteten 
Länder. Imperialisten begriffen und begrei- 


BRD: 


Der Hungerstreik ist abgebrochen. 


(tb) 

Der Hungerstreik der kämpfenden 
Gefangenen in der BRD wurde 
vorige Woche beendet. Eine dies¬ 
bezügliche Erklärung wurde zwar 
angekündigt, steht aber noch aus. 
Dem Abbruch vorangegangen sind 
Besuche der Justizministerinnen 
der SPD-regicrten Bundesländer 
bei den Gefangenen, in denen die 
feste politische Absicht der regie¬ 
renden, auch der SPD Bundeslän¬ 


der, zum Ausdruck gebracht 
wurde, die Streikenden ohne Ver¬ 
besserungen der Haftsiluation kre¬ 
pieren zu lassen. 

Auch wir brechen jetzt vorerst ab, 
und zwar die Serie über die Ge¬ 
schichte der Hungerstreiks. Auch wir 
müssen erst einmal über die neue Si¬ 
tuation diskutieren. 
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fen die Agrarwirtschaft als Waffe, - ihr Ziel ist 
es nicht, daß alle Menschen genug zu essen 
haben, sondern durch Monopolisierung auf 
dem Markt die Macht darüber zu haben, wer 
verhungert und wer nicht. Ein Beispiel sind 
die Hungersnöte der letzten Jahrzehnte bei 
gleichzeitig überfüllten Getreidesilos und 
Butterbergen in den hochindustriealisierten 
Nationen. Die brutale Auspressung der 
Völker nennen sie Krise, und das macht sich 
auch hier in der Metropole daran fest, daß 
immer mehr Menschen an die Armutsgrenze 
gebracht werden, während riesige 
tiert werden. Hier in Europa 
waren es vor allem die bundesdeutschen 
Chemiekonzerne, die mit riesigen Subven¬ 
tionen ihre Biotech-labors einrichteten - 
Bayer, BASF, Hoechst, Böhring Mannheim, 
Schering,... 

Der Schering-Konzern, der sich seit Jahr¬ 
zehnten einen schlechten Ruf als Ausbeuter, 
Unterdrücker und Völkermörder gemacht 
hat, war einer der ersten, der sich mit Gen- 
und Biotechnologien beschäftigte. Seit 
Jahren arbeitet Schering an genmanipulier¬ 
tem Weizen. Eines der Hauptgebiete ist der 
"Pflanzenschutz", Schering ist einer der füh¬ 
renden Konzerne in dieser Sparte weltweit. 
Während aller "Krisen" ist Schering immer 
fetter geworden, verkauft noch immer seine 
quecksilberhaltigen Getreidebeizen, egal, 
wieviel Landarbeiterinnen daran krepieren. 
Ähnlich verhält es sich mit Herbiziden und 
Pestiziden: das Schering-Präparat Fundal 
wird in Mexiko, Peru,., eingesetzt; es ruft 
schwere Erkrankungen der Arbeiterinnen 
und Kindesmißbildungen bei Schwangeren 
hervor; Großplantagen werden oft vom Flug¬ 
zeug aus besprüht, noch während die Arbei¬ 
terinnen auf dem Feld sind; 

Schering spielt gerne "lieber Gott", - das 
Ganze rennt unter dem Namen “Bevölke¬ 
rungspolitik" -, nach der NS-Vernichtungsära 
ein verpöntes Wort; jetzt hat es wieder einen 
guten Klang, als wäre es "wertfreie Wissen¬ 
schaft“ und nicht die Ideologie von gestern 
mit der Technik von morgen. 

Ähnlich wie bei der Waffe Nahrung geht es 
auch hier darum, die Entscheidung darüber 
zu kriegen, wer für das Kapital verwertbar ist, 
und wer der Vernichtung preisgegeben wird. 
Den größten Teil seiner Umsatzsteigerung 
verdankt Schering dem Export der Anti- 
Baby-Pille und der 3-Monatsspritze in soge¬ 
nannte "3. Welt“-Länder, in denen die geziel¬ 
te "Bevölkerungspolitik“ folgendes beabsich¬ 
tigt: Menschen, die aufgrund ihrer Lebensbe¬ 
dingungen Widerstand leisten könnten, 
sollen erst gar nicht geboren werden bzw. 
sollen die Armen und Hungernden auf eine 
kontrollierbare und damit verwertbare Masse 
reduziert werden. 

Zur 3-Monatsspritze: sie wirkt wie ein Hor¬ 
monschlag auf den Körper der Frauen, 
schafft Dauerblutungen und Übelkeit, sie 
kann nicht nurfür drei Monate, sondern unter 
Umständen für immer sterilisieren; ange¬ 
wendet wird sie vor allem in sogenannten "3. 
Welt"-Ländern, in der Metropole an (v.a. aus¬ 
ländischen) Frauen, an Frauen, die körper¬ 
lich oder geistig "behindert" sind und an un¬ 
terprivilegierten Frauen, etwa Sozialhilfe¬ 
empfängerinnen. Für den massenweisen ge¬ 
zielten Einatz von empfängnisverhütenden 
und sterilisierenden Mitteln gibt es Beispiele: 


-in Kolumbien wurden sterilisierende Mittel 
ins Trinkwasser gekippt 
-in Peru und anderen Ländern-ins Milchpul¬ 
ver 

-in Bolivien in Nahrungsmittelhilfen der USA 

Die Pharmamittelchen der Firma Schering 
helfen in erster Linie denen, die damit Geld 
machen. Die Wirkstoffe, die Schering findet, 
verkauft er unter verschiedenen Namen für 
verschiedene Krankheiten. Bekämpft werden 
die Symptome (selbst das ist fraglich), nicht 
gekümmert wird sich um die Ursachen von 
Krankheiten oder um Nebenwirkungen... - 
vieles, was als heilendes Medikament auf 
den Markt kam, war derartig krankmachend, 
daß es nach vielen Fällen von Kontraindika¬ 
tionen verboten werden mußte. Die meisten 
dieser Medikamente gab es weiterhin im 
Handel, entweder hier unter anderem 
Namen oder einfach ab damit in die Periphe¬ 
rie. 

Schering testet seine Medikamente haupt¬ 


sächlich an Gefangenen, und da vor allem ar 
Frauen, oft ohne.'daß jene wissen, daß sie als 
Versuchskaninchen für ein noch nicht im 
Handel befindliches Gift mißbraucht werden. 
Einige Beispiele unter vielen: 

-bei abkabruden (zur Ausschabung der Ge¬ 
bärmutter, wovon 10% der Frauen Gebär¬ 
mutterkrebs bekamen) bezahlte Schering 
die Ärzte, die es in ihren Krankenhäusern te¬ 
steten; 

-sulpostron (ein Wehenmittel als Vorausset¬ 
zung für Abtreibungen) wurde Ende der 70er 
Jahre in Kliniken getestet; 

Es gäbe noch viel zu diesem Konzern zu 
sagen, was den Rahmen dieser Erklärung 
sprengen würde. Aber klar ist, daß wir nicht 
gerade einen Mitläufer besucht haben. 

-Kämpfen gegen Patriarchat und Kapital - in¬ 
ternational!!! 

-Drinnen und Draußen eine Bewegung - einig 
im Kampf um Zusammenlegung!!! 

-Liebe und Kraft für die kämpfenden Gefan¬ 
genen!!! 


Termine: 


Wien: 

Informations- und Diskussions¬ 
veranstaltungen: 

5. Juni 1989, 19 Uhr; TU, E-Institut (4, Guß¬ 
hausstraße 27-29; Saal 7) 

Das Verhältnis der Linken zu Palästina und 

zum zionistischen Staat 

mit: 

*Dr Uri Davis, ehern. Israel-Bürger, Antizio¬ 
nist, Leiter des Institutes für Jerusalem und 
Friedensservice in London; Autor mehrerer 
Bücher. Sein letztes: "Israel-ein Apartheidt- 
staat" 

*eine Person aus Palästina spricht über die 
aktuelle Situation der Intifada 
“....Widerstand des palästinensischen 
Volkes gegen Zionismus ist der Kampf der 
Unterdrückten, gegen ihre Unterdrücker, 
Kampf der Ausgebeuteten gegen die Aus¬ 
beuter. Es ist der Kampf der Ausgeplünder¬ 
ten um die Rückgabe ihrer Produktionsmit¬ 
tel, die Wiedererlangung ihrer materiellen 
Rechte und die Wiederherstellung ihrer na¬ 
tionalen Souveränität. Die Fronten sind klar 
und eindeutig. Die Barrikaden stehen. 
Jeder reiht sich da ein, wo er hingehört. 
Niemand ist neutral. ..." (Karam Khella aus 
Arbeiterkampf Nr 292) 

24. Mai; 19.30 Uhr; TU-Club, 4, Paniglgas- 
se 1 

Koordinationstreffen aller Anti-EG-Aktivi- 
stlnnen 

Kundgebungen, Demonstratio¬ 
nen. etc.: 

10. Juni: Fahrradsternfahrt 

10. Juni, 15-22 Uhr; Wien 1, Kleeblattgasse- 
Tuchlauben 

"Dritte Welt“-Straßenfest 
mit Pan con Mantequilla, Afro Fiesta, Info¬ 
basar, Videos, Folklore, kulinarische Spe¬ 
zialitäten, Getränken... 


Veranstalterinnen: Solidaritäts-Bewegung, 
ÖIE, Entwicklungsarbeiterlnnen-Entsende- 
organisationen 

17. Juni, 10-24 Uhr; Wien 5 
Einsiedlerpiatz 

TATblatt-Straßenfest gegen Aus¬ 
länderinnenfeindlichkeit 
Musik und Tanz aus der Türkei, Kurdistan, 
Phillipinen. Jugoslawien, Österreich,... 
In.fostände. Speis & Trank, usw 
genaueres im nächsten TATblatt 

Linz: 

29. Mai, 19 Uhr; Linz, Jugendzentrum KAPU 
(Kapuzinerstraße 36) 

Informationsveranstaltung zum Hunger¬ 
streik der politischen Gefangenen in der 
BRD 

(mit Video über Holger Meins) 

München: 

3. Juni 

Demo gegen Atomprogramm und Repres¬ 
sion. Keine WAA! 

Auftaktkundgebungen: 

11 Uhr Haidhausen 
11 Uhr Rot-Kreuz-Platz 
Abschlußkundgebung 14 Uhr Odeonsplatz 
Gemeinsame Anreise aus Wien wird orga¬ 
nisiert (Kontakt: Anti-WAA-Büro Telefon: 
0222-48 22 89; Montag ab 19 Uhr) 

Passau: 

27. Mai: 

Demonstration und Kundgebung gegen 
DVU "Liste D" 

Gemeinsam gegen Faschismus, Rassis¬ 
mus und Sexismus 

9.30 Rathausplatz; Abschlußkundgebung: 
Nibelungenhalle 

14.30 Uhr Anti Fa-Nachmittag im Redouten- 
saal 
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Ich finde euer TATblatt-Projekt groß¬ 
artig und habe auch einen Baustein 
gekauft. Als inhaltliche Kritik würde 
ich aber die einseitige Orientierung 
auf unterdrückte Nachrichten aus dem 
Bereich Hausbesetzer, Gefange¬ 
ne.nennen. Es gibt, z.B. im ökologi¬ 

schen Bereich genausoviele unter¬ 
drückte Informationen. Insgesamt ist 
mir eurer Blatt zu wenig "grün". 

Mit solidarischen Grüßen 
W, Villach 


Hallo! 

Mir scheint, Ihr mögt keine Comix. 
Sollte sich das wider Erwarten ändern, 
sähe ich das sicher ., Wie auch immer, 
pickt Euch meine Viecher aufs Häusl 
oder sonst wo hin, ich kann sie immer 
wieder anschauen, vielleicht geht’s 
Euch eines Tages auch so. 

So, schönen Gruß von 
Junki 

Damit sich’s die p.t. Leserinnen des 
TATblatts auch aufs Häusl picken 
können, findet sich Teil 1 und 2 der Vie- 
clierl in diesem TATblatt; Fortsetzun¬ 
gen folgen, tb. 


und daher hier bäreits Teil 2 
der "Bärinnen" vom Junki... 
Fortsetzungen folgen! 


Wir haben mit Freude Eure Zeitschrift für unterdrückte Nachrichten minus 91 
nummer gelesen und kennengelernt. Als Wissenschaftler, die sich mit Afrika aus¬ 
einandersetzen, müssen wir die tagtägliche Unterdrückung Afrikas - im doppel¬ 
ten Sinne: sowohl real als medial - miterleiden. 

Wir würden euch nun anbieten, für jede Nummer einen längeren Artikel über 
ein Problem oder Land in Afrika zu schicken und drei ausgewählte Kurzmeldun¬ 
gen. Um unserer Arbeit und eurem Anspruch unterdrückter Nachrichten zu pu¬ 
blizieren, gerecht zu werden, erwarten wir, daß künftighin mindestens ein Artikel 
oder mehrere Kurzmeldungen im TATblatt zu lesen sein werden(...) 

(...[im folgenden einige Kritikpunkte am TATblatt]) 

1. Defizit ist es, daß keine Beiträge über Afrika zu finden sind. 

2. Der Terminkalender ist reine Platzverschwendung, weil schwach und dürftig 

3. Layout ist ansprechend. Es wird aber zu viel Freiraum, den man für Text nützen 
könnte, durch fliegende Ränder verschwendet. 

(wenn ich glaube, das zu meinen, was du meinst, so geht das technisch leider 
nicht; Anm. d. Layouters) 

4. Das Argument auf Seite 2, die Trennung verläuft nicht zwischen Norden und 
Süden, ist treffend im Ansatz - gegen alle "Dritte-Welt-Romantiker und Apostel 
-, aber im Abschluß schwach, da die Trennung auch nicht zwischen oben und 
unten, sondern zwischen Ausbeuter und Nicht-Ausgebeuteten läuft. 

5. Bravo, daß Ihr subsaharisches Afrika (S.3) und nicht Schwarzafrika- eine 
offene rassistische Terminologie - schreibt. 

6.1. Mai hättet ihr Euch sparen können, wenn Ihr schon selbst dies mit schlech¬ 
tem Gewissen geschrieben hat; laut Untertitel (S.9). Entweder ordentlich oder 
gar nicht. Keine Halbheiten. 

7. S.ll-18 kommentiere ich besser nicht. 

8. Portigal: hier ist Euer Autor oder Autorin einer Kolloniallüge aufgescssen, 
denn Portugal hat die Unabhängigkeit durch den Befreiungskampf in Guinea- 
Bissau, Angola und Mocambique errungen. Die Nelkenrevolution brachte den 
afrikanischen Kolonien nicht die Befreiung, sondern umgekehrt, wie derzeit im 
wissenschaftlichen Diskurs anerkannt ist. 

9. Gesamt wünsche ich mir mehr Information, mehr Hintergrundartikel, das 
Layout dichter und strenger und eine bessere, d.h. ein Mehr an Information und 
Fakten, Recherche, was z.B im Artikel Österreich und die Weltbank angesagt 
wäre. Gesamt wünsche ich Euch viel Glück und ein besseres Gelingen. Ihr habt 
zumindestens einen ersten Beginn gesetzt. 


Dr. C.N. 
Himberg 
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Aus aktuellem Anlaß wieder einmal 
ein paar Worte zum TATblatt: Wir 
halten es - langfristig gesehen - nicht 
für unsere Aufgabe, unsere Leserin¬ 
nenschar mit selbstverfaßten Artikeln 
zu beglücken. DasTatblatt soll ein In¬ 
formationsmedium von und für poli¬ 
tisch interessierte und engagierte 
Menschen sein. Darüberhinaus, das 
erscheint uns aber noch ein wenig 
als Zukunftsmusik, soll es Von-"Miß- 
tänden"-Betroffenen den Sinn politi¬ 
scher Organisation und Aktivität ver¬ 
mitteln. Von Wohnungsnot, Entlas¬ 
sung, sexistischem Terror oder ähn¬ 
lichem betroffenen Personen sollen 
zum Widerstand gegen die Ursachen 
ihrer Situation motiviert werden. 

Das TATblatt soll also ein Medium 
jener Menschen sein, die den Herr¬ 
schenden politischen Widerstand 
entgegensetzen. Ein Medium der In¬ 
formation, der Diskussion, letztlich 
auch der Aktion. 

Das Alles war Prolog; nun zur Haupt¬ 
sache: 

Wir haben seit der letzten Ausgabe 
zwei Beiträge erhalten über die wir 
gerne diskutieren wollen: 

1. ) Der Beitrag von Schani M. zur AK- 
Wahl im Juni, den wir in diesem TAT¬ 
blatt abgedruckt haben. In diesem 
Beitrag findet sich die Margu- 
lies’sche Vermutung, "daß die 
meisten TATblatt-Leserlnnen junge 
radikale Linke sind, denen gewerk¬ 
schaftliches Engagement oft als zu 
reformistisch erscheint." Auch wenn 
wir, die tatsächlich durchwegs 
jungen Mitarbeiterinnen der Redak¬ 
tion uns durchaus zur radikalen 
Linken zugehörig fühlen, verwehren 
wir uns gegen die Ettikettierung 
unserer Arbeit sowie der Leserinnen 
des Produkts unserer Arbeit. 

2. ) Die "Zeitschrift für Afrika-Studien 
(ZAST)", eine zweimaljährlich er¬ 
scheinende wissenschaftliche Publi¬ 
kation über die Probleme des afrika¬ 
nischen Kontinents und ihrer Ursa¬ 
chen, hat sich bereit erklärt, zukünf¬ 
tig pro Ausgabe des TATblatts einen 


Betrifft: TATblatt 


Hintergrundbericht und drei Kurz¬ 
meldungen über Afrika zur Verfü¬ 
gung zu stellen. Das entspricht auch 
ganz genau unseren Vorstellungen: 
Nicht wir sollen Infos etc Zusammen¬ 
tragen und (neu) verarbeiten, 
sondern jene, die tagtäglich damit ar¬ 
beiten. Wir sind von diesem Angebot 
der ZAST regelrecht begeistert. 

Weniger begeistert hat uns die - in 
einem Kritikblock eingebaute - 
"Nichtkritik" zu unserer Berichterstat¬ 
tung über das Verfahren gegen 
Ingrid Strobl und andere sowie über 
den (inzwischen abgebrochenen) 
Hungerstreik der kämpfenden Ge¬ 
fangenen in der BRD. Wir haben 
nicht als einzige Zeitung regelmäßig 
über den Hungerstreik berichtet, um 
uns dafür ins Eck stellen zu lassen. 
Die hungerstreikenden Gefangenen 
sind ebenso Teil des "linken" und "al¬ 
ternativen" Spektrums wie die Mit¬ 
gliederl nnen der RAF, der “Bewe¬ 
gung 2.Juni", jene die sich als "revo¬ 
lutionäre Zellen" bezeichnen oder 
alle anderen Militanten. 

Allein die Tatsache, daß die österrei¬ 
chische Linke sich seit Jahren 
weigert, über die verschiedenen 
Ansätze radikaler antiimperialisti¬ 
scher und antipatriarchaler Politik zu 
diskutieren, schließt deren Propo- 
nentlnnen, auch wenn sie nicht direkt 
faßbar auftreten, noch lange nicht 
aus dem progressiven Spektrum 
aus. 

Wir sind nicht, denn diesen Vorwurf 
glauben wir der "Nichtkritik" entneh¬ 
men zu können, unkritische Nachbe¬ 
terinnen der militanten Gruppen. 
Aber der Kampf der Militanten, ihre 
Anschlagserklärungen, Briefe und 
Berichte gehören ebenso in der 
Linken diskutiert wie die Ziele und 
Inhalte der Bürgerinneninitiativen, 
Umweltschutz-, Friedens- und sonst 
noch -gruppen. Dieses Verständnis 
solidarischer Diskussion werden wir 
uns auch in Zukunft nicht nehmen 
lassen. 

ansonsten 

Liebe und Kraft! 


Wir 


suchen 

(dringend): 

Handver¬ 

käuferinnen 

(viele) 


TATblatt-Handverkäuferlnnen 
erhalten (in Wien) je verkauf¬ 
tem TATblatt fünf Schilling. 
(Für Handverkäuferinnen in 
den Bundesländern ist es 
wegen der Versandkosten ein 
bißchen weniger... da müssen 
wir uns halt irgendwas mit Dir 
ausmachen) 


Einfach im Wiener TATblatt- 
Büro anrufen (0222/54 23 07); 
oder am Besten: Am Montag 
zwischen 17 und 19 Uhr vor¬ 
beikommen! (Vielleicht sicher- 
heitshalber auch vorher 
anrufen) 






Das TATblatt soll eine selbstver¬ 
waltete linke Zweitageszeitung zur 
Verbreitung unterdrückter Nach¬ 
richten werden, die allen daran In¬ 
teressierten offen zur Verfügung 
steht. 

Die Verwirklichung dieses Projekts voranzu¬ 
treiben ist eine der Aufgaben der TATblatt- 
Minus-Nummern, die vorerst alle vierzehn 
Tage erscheinen. 

Sie sollen uns helfen, eine eigene redaktio¬ 
nelle Linie zu entwickeln und die Beteiligung 
für alle daran Interessierten zu ermöglichen. 
Wir wollen dabei experimentieren, Erfahrun¬ 
gen sammeln, Vorstellungen revidieren, 
lernen... 

Es ist uns wichtig, die Entwicklung mittels der 
Minus-Nummern transparent zu machen, 
und zur Diskussion zu stellen. Soll die Zwei¬ 
tageszeitung, wie es unser Ziel ist, von einer 
breiten Basis politisch aktiver Gruppen und 
Leute getragen werden, müssen diese auch 
schon an der Entstehung der Zeitung betei¬ 
ligt sein. 

Die TATblatt-Minus-Nummern sollen aktuel¬ 
le Beiträge und Hintergrund-Reportagen ent¬ 
halten, sowie einen Teil, um das Zeitungspro¬ 
jekt selbst zu diskutieren: 

Konzepte, Ideen, Kritik usw. Natürlich gibt es 
auch Platz für Reaktionen. 

...und das alle vierzehn Tage. Der Count¬ 
down läuft von Minus 101 bis 0... ohne damit 
sagen zu wollen, daß es noch vier Jahre 
dauern wird, bis zur zweitäglichen Erschei¬ 
nungsweise. 

Schickt uns bitte massigst: Infos, 
Artikel, Kurzmeldungen, Diskus¬ 
sionsbeiträge, Leserinnenbriefe, 
usw. 


Artikel, Leserinnbriefe, etc bitte an: 
Unabhängige Initiative Inforroationsviel- 
falt; 1050 Wien, Postfach 282 
Bestellungen bitte mittels Erlagschein auf 
P.S.K. 7547 212 (Empfängerin: Unabhän¬ 
gige Initiative Informationsvielfalt) 


Die TATblatt-Kollektive: 

Wien: 

Büro: Wien 5; Margaretengürtel 122- 
124/Stiege 1/Keller 
Telefon: (0222) 54 23 07 
Postanschrift: 1050 Wien, Postfach 282 

offene Treffen: 

jeden Donnerstag, um 19 Uhr im TATblatt- 
Büro. 

Graz: 

Kontakt-Telefonnummern: 

Kristof: (0316) 83 57 79 oder' 

Elisabeth: (0316) 96 23 63 

Redaktionscafe: 

jeden zweiten Sonntag, um 19 Uhr im Cafe 
Thalia (Opernring 5a) 

(nächstes Mal am 4. Juni) 


An: 


P.b.b. 

Das TATblatt im Abo: 

Der TATblatt-Baustein 
(um S 96.-) 

Baustein-Käuferinnen erhalten das TATblatt 
regelmäßig zugeschickt. Ein Baustein ent¬ 
spricht also gewissermaßen einem Abo. 
Bloß: Auch wer mehr Bausteine kauft, 
bekommt nur ein TATblatt. Es ist also voll¬ 
kommen unproblematisch, zwei, drei, vier, 
viele Bausteine zu kaufen, ohne alle vierzehn 
Tage einen vollkommen überfüllten Briefka¬ 
sten zu haben. Ein Baustein gilt für 10 Minus- 
Nummern. Also einfach Erlagschein ausfül¬ 
len, einzahlen, und paßt schon. (Wegen des 
teureren Versandtarifes ist es für TATblatt-ln- 
teressentlnnen aus dem Ausland notwendig, 
zwei Bausteine zu kaufen, um das TATblatt 
zugeschickt zu bekommen) 

Mitgliedschaft 

(für nur 1 Schilling täglich) 

Die Unabhängige Initiative Informationsviel¬ 
falt ist Herausgeberin des TATblatts. Die Sta¬ 
tuten schicken wir dir auf Wunsch gerne zu. 
Die Mitgliedsgebühr beträgt ab sofort nur 
mehr 1.- pro Tag. Das sind im Monat so zirka 
30.- Diese dreißig Schilling nach Belieben 
verdoppeln, verdreifachen, vervierfachen, 
vervielfachen, und regelmäßig auf unser 
Konto überweisen (beispielsweise mittels 
Dauerauftrag). Mitglieder erhalten das TAT¬ 
blatt selbstverständlich ebenfalls regelmäßig 
zugeschickt. Wenn du an einer Mitglied¬ 
schaft interessiert bist, schicke uns noch 
heute eine Postkarte! 

TATblatt-Einzelverkaufsstellen: 

Wien: 

Buchhandlungen: 

• Buchwelt (9, Schwarzspanierstraße 15) 

• Kolisch (1, Rathausstraße 18) 

• Südwind (1, Kleeblattgasse 4) 

• Winter (1, Landesgerichtsstraße 20) 

• VKA (6, Stiegengasse) 

• Reisebuchladen (9, Kolingasse 6) 
ferner: 

• ARGE für Wehrdienstverweigerung und 
Gewaltfreiheit (1, Schottengasse 
3a/1/4/59) 

• EZA (5. Obere Amtshausgasse 38) 

• Rotstilzchen (5, Margaretenstraße 99; 
Mo-Fr 19-2 Uhr) 

• TU-Club (4. Panigigasse 1) 

• Bioladen Makrokosmos (8. Strozzigas- 
se 38) 

• Nafurkostladen Kutschkermarkt (18, 
Kutschkergasse 29) 

• KOMM 24 (14, Baumgartner Höhe 1; Pa¬ 
villon 24) 

Graz: 

• Dradiwaberl (Tummelplatz 6; Antiquari¬ 
at Zinzendorfergasse) 

• ÖH-GEWI (Schubertstraße 2-4; Zi. 5) 

• Bücherstube (Prokopigasse 16) 

• Techn. Fachbuchhandlung SPECTRUM 
(Schörgelgasse 9) 


Verlagspostamt 1 050 * Erscheinungsort Wien 

Auch der schönste 
Baustein geht einmal 
vorüber... 

...und so kommt es, daß dieses 
TATblatt für viele das letzte sein 
wird, wenn sie nicht schnell 
einen neuen TATblatt-Baustein 
kaufen. 

Ein Baustein gilt bekanntlich für 
zehn TATblatt-Minus- 
Nummern. 

Ab sofort ist die letzte Ausgabe, 
die du um deinen Baustein noch 
zugeschickt bekommst, im 
Adreßpickerl, unter halb deines 
Namens, notiert ((in doppelter 
Klammer)). 

Schau bitte mal nach, und ver¬ 
längere dein Abo rechtzeitig - 
durch Kauf eines neuen Bau¬ 
steins - mittels beiliegendem Er¬ 
lagschein. 


Impressum: 

Medieninhaberin, Herausgeberin und Verle¬ 
gerin: 

Unabhängige Initiative Informationsvielfalt 
1050 Wien; Margaretengürtel 122-124 / 
Stiege 1 / Keller 

Postanschrift: 1050 Wien; Postfach 282 
Telefon: (0222) 54 23 07 
Mailbox-Fach: (0222) 597 12 25 (TATblatt) 
Bankverbindung/Konto: PSK 7547 212 
DVR Nr: 0558371 

Flugblätter und dgl sind als Dokumente auf¬ 
genommen und Bestandteil des TATblatts. 
Sofern sie Impressi tragen, haben sie hier 
keine Gültigkeit. Es gilt lediglich das Impres¬ 
sum des TATblatts. 
Eigentumsvorbehalt 
Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die 
Zeitschrift solange Eigentum der Ab¬ 
senderin, bis sie der/m Gefangenen persön¬ 
lich ausgehändigt worden ist. 
"Zur-Habe-Nahme" ist keine Aushändigung 
im Sinne dieses Vorbehalts. Wird die Zeit- 
schrift der/m Gefangenen nicht ausgehän¬ 
digt, ist sie der Absenderin mit dem Grund 
der Nichtaushändigung zurückzusenden. 

Das nächste TATblatt 
erscheint am 6. Juni 

Redaktionsschluß für diese 
Nummer ist am 30. Mai 







